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Genehmigung

Der

RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH
Lister Straf’e 10
30163 Hannover

wird auf den Antrag vom 30. November 2023, Unterlagen zuletzt erganzt am 2. Juli 2025,
gemal § 4 in Verbindung mit § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummer 1.6.2, Verfahrensart G des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchflihrung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung Gber genehmigungsbedurftige Anla-
gen — 4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung fur die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage
in

23738 Riepsdorf

Gemarkung: Riepsdorf
Flur: 4
Flurstick: 9

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach Malgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
fuhrten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A | und Il aufgefuhrten Festsetzun-
gen und Nebenbestimmungen.

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 4 von 62



2.1

2.1.1

Entscheidung

Genehmigung
Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die Errichtung und der Betrieb einer Wind-
kraftanlage (WKA) des Typs Nordex N149/5.7 STE mit einer Nabenhdhe von
104,7 Metern, einem Rotordurchmesser von 149,1 Metern, einer Gesamthdhe von
179,25 Metern und einer Nennleistung von 5,7 Megawatt.

Diese Genehmigung umfasst folgende bauliche MaRnahmen:,

* Herstellung der Kranstellflachen und Lagerflachen auf dem Betriebsgrund-
stuck,

» Herstellung des Fundaments (Flachgriindung),
» Errichtung einer Windkraftanlage,

* Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung

Die Anlage ist gemal den unter Abschnitt A V aufgefuhrten Antragsunterlagen zu
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen
Die Anlage unterliegt folgenden Beschrankungen:
Immissionsschutz

Unter Zugrundelegung der Immissionsrichtwerte (IRW) von 45 dB(A) und 40 dB(A)
an den Immissionsorten im Aul3enbereich bzw. im Mischgebiet und im allgemeinen
Wohngebiet, die in der Schallimmissionsprognose der DNV Energy Systems Ger-
many GmbH vom 7. Mai 2025 (Bericht-Nummer 10510269-A-4-B) berucksichtigt
wurden, darf die WKA 1 vom Typ Nordex N149-5.7 STE nachts maximal mit dem
Betriebsmodus Mode 0 und mit einer Nennleistung von maximal 5.700 Kilowatt
und einer Rotordrehzahl von maximal 10,7 Umdrehungen pro Minute betrieben
werden.

Hierbei darf genannte Windkraftanlage folgende Oktavschallleistungspegel Lwa, okt
in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) nicht Gberschreiten:

Frequenz f [Hz] 63 125 250 500 1000 | 2000 | 4000
Lwa, okt [dB(A)] 88,2 | 94,4 98,1 100,7 | 1014 | 98,9 91,3

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein Lwa von 106,5 dB(A). Dieser Summen-
schallleistungspegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben
festgelegten oktavabhangigen Lwa, okt ohne rechtliche Bindungswirkung.
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Wird bei der Abnahmemessung nach Auflage Nummer 2.2.2 eine Uberschreitung
in einer oder mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festge-
stellt ist, mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Auflage Nummer
2.2.3 nachzuweisen, dass die in der hier unter A 1 2.1.1 genannten Schallimmissi-
onsprognose prognostizierten A-bewerteten (Teil-)iImmissionspegel nicht tUber-
schritten werden. Unter der Voraussetzung der Nichtlberschreitung dieser Immis-
sionspegel sind auch héhere Oktavschallleistungspegel als A | 2.1.1 angegeben
zulassig.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA 1 nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis
6:00 Uhr im Betriebsmodus Mode 5 mit einer maximalen Leistung von 5.180 kW
und einer maximalen Rotorumdrehung von 9,8 Umdrehungen pro Minute zu be-
treiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn

» die gemessenen Oktavschallleistungspegel einer Vermessung dieses Anlagen-
typs in der genehmigten Betriebsweise inklusive des Zuschlags fur eine Seri-
enstreuung von 1,2 dB(A)

» einer Mehrfachvermessung aus mindestens drei Einzelvermessungen zuzlg-
lich eines Zuschlags entsprechende der im Messbericht ausgewiesenen Seri-
enstreuung

« die gemessenen Oktavschallleistungspegel der direkt durch eine einfache Ver-
messung dieser genehmigten Anlage (Abnahmemessung) belegen,

dass die entsprechend Auflage Nummer 2.2.3 berechneten A-bewerteten Immissi-
onspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktavschallleistungspe-
gel Lwao,ok berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht tberschreiten.

Die unter A1 2.1.1 fur die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, ok
gelten auch bei Herunterregelungen der Windkraftanlage durch die Netzbetreibe-
rin (Einspeise-Management — EisMan-Schaltung und Nachfolger).

Vor Aufnahme des eingeschrankten Nachtbetriebs gemal Inhaltsbestimmung A |
2.1.1 bzw. 2.1.2 ist durch eine gemaf § 29b BImSchG bekanntgegebene Stelle
nachzuweisen, dass die Windkraftanlage im gesamten Betriebsbereich der schall-
reduzierten Betriebsweise keine immissionsrelevante Tonhaltigkeit aufweist. Die
dafur notwendigen Rahmenbedingungen sind vorher mit der Genehmigungsbehor-
de abzusprechen.

Sektorielle Betriebsbeschrankung

Die hier genehmigte WKA 1 unterliegt der folgenden Betriebsbeschrankung (siehe
Gutachten ,Prufung der Riepsdorf-Gromitz (Schleswig-Holstein)“ vom

27. Juni 2025 (TUV Sid Industrie Service GmbH , Bericht Nummer MS-2209-173-
SH-SC-de , Tabelle 10):
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1.1

1.2

Windgeschwindigkeitsbereich [m/ | Windrichtungsbereich |Art der sektoriellen Betriebs-
s] [°] beschrankung
3-17 343-10 Abschaltung
9-11 165-195 Abschaltung
10-11 345-015 Abschaltung

Die Anlage ist bei Wind aus Richtungen, die in dem o. g. Sektor liegen, abzuschal-
ten, sobald ein Minutenmittelwert der auf Gondelhéhe gemessenen Windge-
schwindigkeit innerhalb des oben festgelegten Intervalls liegt. Die WKA darf fra-
hestens wieder in den Normalbetrieb (A | 2.1.1) gehen, sobald der erste Minuten-
mittelwert der gemessenen Windgeschwindigkeit oder Windrichtung auf3erhalb der
festgesetzten Bereiche liegt.

Die Zeiten, die Windrichtungen sowie die Windgeschwindigkeiten, die Leistung
und die Drehzahl sind zu protokollieren und fur die gesamte Lebensdauer der
WKA aufzubewahren.

Verwaltungskosten

Die Erteilung dieser Genehmigung ist kostenpflichtig. Die Kostenentscheidung er-
geht in einem gesonderten Bescheid.

Nebenbestimmungen
Bedingungen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

Erlédschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekanntga-
be dieses Bescheides mit der Errichtung der Anlage begonnen wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlangert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu
stellen.

Ruckbau Altanlagen

Vor der Errichtung der hier genehmigten Windkraftanlage sind die nachfolgenden
Alt-WKA vom Typ Enercon E-66 aul3er Betrieb zunehmen.

Typ Genehmigt, | Gemeinde | Gemar- | Flur | Flur- | Rechts- Hoch-
Aktenzeichen kung stiick wert wert
Enercon | 9. September | Riepsdorf | Riepsdorf | 4 9 32627591 | 6009028
E-66 1999,
00661-99-30/
82.913
Enercon | 9. September | Riepsdorf | Riepsdorf | 4 9 32627835 | 6009437
E-66 1999,
00661-99-30/
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1.3

1.4

1.5

1.6

Typ Genehmigt, | Gemeinde | Gemar- | Flur | Flur- Rechts- Hoch-
Aktenzeichen kung stuck wert wert

82.913

Enercon | 18. Mai 1999, | Gromitz Rating 1 49/3 | 32627337 | 6009189
E-66 05548-98-16 /
82-901

Die Turme der genannten Alt-WKA sind innerhalb von 6 Monaten nach Inbetrieb-
nahme der hier genehmigten Windkraftanlage zurickzubauen. Die Fundamente
der Alt-WKA sowie nicht weiter verwendete ErschlieBungswege zur Alt-WKA mus-
sen spatestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der hier genehmigten Wind-
kraftanlage zuriickgebaut und vollstandig entfernt sein.

Der zustandigen Genehmigungsbehdrde ist der Verbleib bzw. die Entsorgung der
kompletten zuriickgebauten Alt-WKA spatestens einen Monat nach Abschluss der
Ruckbauarbeiten nachzuweisen.

Mit der Bauausfihrung oder mit der Ausflihrung des jeweiligen Bauabschnittes
darf erst begonnen werden, wenn

— der Baubeginn mindestens eine Woche vorher der Unteren Bauaufsichtsbe-
horde des Kreises Ostholstein angezeigt wurde (§ 72 Absatz 6 Nummer 3, Ab-
satz 8 LBO) und

— die prufpflichtigen bautechnischen Nachweise zur Standsicherheit spatestens
zehn Werktage vor Baubeginn geprtift bei der Bauaufsichtsbehorde vorliegen
(§ 72 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2i. V. m. § 66 Absatz 3 LBO).

Dabei ist zu beachten, dass vor der Prifung der bautechnischen Nachweise diese
bei der Bauaufsicht einzureichen sind und die Bauaufsicht hierzu den Prufauftrag
erteilt (siehe Hinweise).

Das Fundament ist — da in den Antragsunterlagen keine weiteren Angaben ge-
macht wurden - flach zu grinden. Vor Baubeginn ist der Genehmigungsbehdrde
das Baugrundgutachten vorzulegen.

Vor der dauerhaften Inbetriebnahme ist die CE-Kennzeichnung nach der MRL
(Maschinenrichtlinie) bzw. nach der Neunten Verordnung zum Produktsicherheits-
gesetz (Maschinenverordnung, 9. ProdSV) fur die Gesamtanlage (Gondel, Turm
und Fundament) am Turm anzubringen und die EG Konformitatserklarung nach
MRL der Genehmigungsbehorde vorzulegen.

Zahlung in das Artenhilfsprogramm flr den Baumfalken
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2.1

2.1.1

213

Fir die mit dem Betrieb der hier genehmigten Windkraftanlage einhergehende Be-
eintrachtigung der Art Baumfalke, wird eine Zahlung im Sinne des § 6 Absatz 1,
Satz 7 Nummer 1 WindBG in Hohe von 450,00 € pro MW pro Jahr erforderlich. Die
Summe in Hohe von insgesamt 2.565,00 € ist spatestens zwei Wochen vor Inbe-
triebnahme und im Anschluss jahrlich flr die Dauer des Betriebs auf das folgende
Konto der Bundeskasse zu uberweisen:

Empfanger: Bundeskasse Halle/Saale

IBAN: DE38 8600 0000 00860 010 40

BIC: MARKDEF1860

Bank: BBk Leipzig (DEUTSCHE BUNDESBANK Filiale Leipzig)
Kassenzeichen: 1180 0654 9528

Auflagen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen
verbunden:

Allgemeines

Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind den Genehmigungs- und Uberwachungsbehdrden auf Ver-
langen vorzulegen.

Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt fur Umwelt (LfU) unverzuglich schrift-
lich mitzuteilen:

« der Zeitpunkt des Baubeginns spatestens eine Woche vor Baubeginn,

» die voraussichtliche Fertigstellung der Anlage spatestens vier Wochen vor der
Inbetriebnahme,

* die Inbetriebnahme der Anlage innerhalb von zwei Wochen nach der Inbetrieb-
nahme,

* die Inbetriebnahme des BNK-Systems,
« ein Wechsel der Anlagenbetreiberin,
« Anderungen an der Rechtsform der Betreiberin und

» der Rickbau der Anlage.

Fir diese Mitteilungen sind die dieser Genehmigung als Anlage beigefugten For-
mulare zu verwenden.

Innerhalb von einem Monat nach der Inbetriebnahme (Regelbetrieb) der Wind-
kraftanlage ist der zustandigen Genehmigungsbehérde das Inbetriebnahmeproto-
koll vorzulegen.
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2.2

2.2.1

222

Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehorde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Be-
triebseinstellung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Ruckbaus der Windkraftan-
lage anzugeben.

Innerhalb des unter Auflage 2.1.4 mitgeteilten Zeitraums nach der Einstellung des
Betriebs oder oder nach Erléschen der Genehmigung sind alle ober- und unterirdi-
schen Anlagen und Anlagenteile (Windkraftanlage, Fundament) sowie die fur die
Windkraftanlage erforderliche Infrastruktur (Rohrleitungen, Strom- und andere Me-
dienanschlisse, Zuwegungen) vollstandig zu beseitigen.

Die Windkraftanlage ist mit allen Nebeneinrichtungen entsprechend der in Ab-
schnitt A V aufgefiihrten Unterlagen zu errichten und zu betreiben, soweit sich aus
den Inhaltsbestimmungen, Bedingungen und den Auflagen nicht Abweichendes er-
gibt.

Uber den geographischen Standort der Windkraftanlage ist ein Nachweis nach
dem amtlichen Lagebezugssystem WGS 84, ETRS 89 durch das zustandige Ka-
tasteramt oder einen offentlich bestellten Vermessungsingenieur zu fuhren. Der
Nachweis ist der zustandigen Genehmigungsbehérde innerhalb von einem Monat
nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage vorzulegen.

Die Betreiberin hat ein Wartungspflichtenbuch zu fuhren.
Immissionsschutz

Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Uberwachungsbehérde un-
verzuglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Stérung des
bestimmungsgemalen Betriebes mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. der Aus-
tritt bedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen mitzuteilen.

Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehorde der Messbericht Uber die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie fur Windkraftanla-
gen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revision
19, Stand 1. Marz 2021), FGW e. V. — Fordergesellschaft Windenergie und andere
Erneuerbare Energien von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Mess-
stelle vorzulegen.

Die Bestatigung der Messstelle Uber die Annahme der Beauftragung der Messung
ist der Genehmigungsbehorde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird.
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nummer
3.3 der FGW-Richtlinie TR 1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll £1,0 dB(A) nicht Uber-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffalligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit,

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 10 von 62



2.2.3

224

225

226

227

228

ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

Sofern eine Uberschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung
Al 2.1.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA,Okt festgestellt wurde, ist
eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzu-
fihren.

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Un-
sicherheit des Progrloserr]odells von Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-

gesamt 128 " OBrog + Ok =143 dB zu beriicksichtigen.

Dabei ist der Nachweis zu fuhren, dass die Teilimmissionspegel aus der oben ge-
nannten Neuberechnung nicht gréRer sind als die prognostizierten (Teil)-Immissi-
onspegel dieser Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorge-
legt wurde und Bestandteil der Genehmigung ist.

Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der
emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (KTN = 2 dB) fest-
gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Im-
missionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windge-
schwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die
Tonhaltigkeit festgestellt wurde.

Gerauschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemafien
Betrieb, Verschleil® oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverziglich
zu beseitigen. Sollten diese Gerausche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die
Windkraftanlage bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr abzu-
schalten.

Sollte die Windkraftanlage von der Netzbetreiberin im Rahmen des Einspeisema-
nagements vom Netz genommen oder reduziert betrieben werden, ist diese ent-
sprechend der vorgelegten Herstellererklarung vom 10. Februar 2021 zu betrei-
ben.

Die Windkraftanlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte
des Beiblattes 1 zur DIN 45680, Stand Marz 1997 ,Messung und Bewertung tief-
frequenter Gerauschimmissionen in der Nachbarschaft® innerhalb der nachstgele-
genen Gebaude in dem am starksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwe-
cken dient oder eine vergleichbare Schutzwurdigkeit besitzt, bei geschlossenen
Fenstern und Turen nicht Uberschritten werden.

Die Betriebszustande der Windkraftanlage sind zu protokollieren. Im Protokoll sind
die Windgeschwindigkeit in Nabenhohe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die
Lichtstarke in W/m?, jeweils in Abhangigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten
sind mit den gleichen Mittelungszeitraumen anzugeben, die auch fur die Leis-
tungskurve verwendet wurden.
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2.2.10

2.2.11

2.2.12

2.2.13

Die Protokolle sind mindestens 12 Monate durch die Betreiberin vorzuhalten und
auf Verlangen der zustandigen Immissionsschutzbehorde vorzulegen.

Sollte durch eine Ferntuberwachung nur die Herstellerin der Windkraftanlage in der
Lage sein, Daten Uber die Betriebsweise der Windkraftanlage abzufragen, so hat
die Betreiberin der Anlage sicherzustellen, dass das Landesamt fir Umwelt die er-
forderlichen Daten von der Herstellerin genannt bekommt. Es sind alle Daten, Pa-
rameter und Einstellungen Uber die Betriebsweise der Windkraftanlage anzuge-
ben, die fur die klare Einstufung der beantragten Leistungskennlinie notwendig
sind.

Die Windkraftanlage ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschalt-
malinahmen erhebliche Belastigungen der Nachbarschaft durch periodischen
Schattenwurf verhindert werden. Die Beschattungsdauer der Windkraftanlage, un-
ter der Berucksichtigung der Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich liegen-
den schutzbedurftigen Raumen gemal den Hinweisen zur Ermittlung und Beurtei-
lung der optischen Immissionen von Windkraftanlagen des Landerausschusses fir
Immissionsschutz die Immissionsrichtwerte von maximal 30 Minuten am Tag und
maximal 8 Stunden pro 12 Monate nicht Uberschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Windkraftanlage liegt bezlglich des Schattenwurfes bei
circa 1.809 Meter.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon tberschritten sind, darf
die Windkraftanlage keinen zusatzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursa-
chen. Fir die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die Windkraftanla-
gen und Immissionsorte zu berlcksichtigen, die in der Schattenwurfprognose DNV
Energy Systems Germany GmbH vom 9. Mai 2025 (Bericht-Nummer 10510269-
A-5-A) angenommen wurden.

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am
Immissionsort (zum Beispiel Fenster- oder Balkonflachen oder am Wohnhaus an-
grenzende Terrassen) zu berucksichtigen.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer, Abschalt- und Beschattungszeitrau-
men mussen von der Steuereinheit Uber 12 Monate dokumentiert werden. Die
Protokolle missen der zustandigen Immissionsschutzbehdérde nach Anforderung
zur Verfugung gestellt werden.

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmafig im Rahmen
der Servicearbeiten an der Windkraftanlage auf Verschmutzung und Beschadi-
gung zu kontrollieren. Verschmutzungen und Beschadigungen sind unverzuglich
zu beheben.

Innerhalb eines Monats nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Ge-
nehmigungsbehorde die Installation und die Inbetriebnahme einer Schattenab-
schaltungsautomatik schriftlich zu bestatigen.

Von der Herstellerin der Anlage ist eine Fachunternehmererklarung vorzulegen,
wonach ersichtlich ist, wie die Abschaltung der Anlage bezogen auf den jeweiligen
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Immissionsort maschinentechnisch gesteuert wird und somit die vorher genannten
Nebenbestimmungen eingehalten werden.

2.2.14 Auf Anforderung der zustandigen Immissionsschutzbehoérde ist ein Nachweis
durch einen Sachverstandigen zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltauto-
matik fachgerecht installiert und funktionsfahig ist und dass die erforderlichen Ab-
schaltzeiten sicher eingehalten werden. Der Untersuchungsumfang ist in Abspra-
che mit der zustandigen Immissionsschutzbehorde abzustimmen. Die Kosten hier-
fur tragt die Betreiberin.

2.2.15 Lichtblitzen ist unter anderem durch Verwendung von mittelreflektierenden Farben
und Glanzgraden gemaf DIN 67530/ISO 2813-1978 fur alle sichtbaren Wind-
kraftanlagenteile wie zum Beispiel Rotor, Rotorblatter, Nabe, Gondelgehause oder
Turm vorzubeugen. Beispielsweise wirde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der
Glanzzahl kleiner 30 % (gemal 1ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

2.2.16 Larm- und erschutterungsintensive Bauarbeiten durfen nur an Werktagen zwi-
schen 7:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

2.3 Abfallrecht

2.3.1 Alle anfallenden Abfalle, auch diejenigen, welche wahrend und nach den Baumal}-
nahmen anfallen, sind gemaf den abfallrechtlichen MalRgaben und unter Bertck-
sichtigung der Satzung des ZVO Uber die Entsorgung von Abfallen im Kreis Ost-
holstein einer fachgerechten Entsorgung zuzuflihren. Bei der Verwendung von Er-
satzbaustoffen ist die Ersatzbaustoffverordnung anzuwenden. Die erforderlichen
Nachweise sind auf Verlangen vorzulegen

2.3.2 Spatestens mit der Mitteilung Uber die beabsichtigte Betriebseinstellung geman
§ 15 Absatz 3 BImSchG ist der Genehmigungsbehoérde der Verbleib der hierbei
anfallenden Abfalle inklusive der Mengen und Abfallschllssel entsprechend der
Verordnung Uber das Europaische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verord-
nung) sowie gegebenenfalls der Verbleib der Anlage oder von Anlagenkomponen-
ten mitzuteilen.

24 Baurecht

2.41 Vor Baubeginn ist der verantwortliche Bauleiter (mit Name, Anschrift und Berufs-
bezeichnung einschliel3lich Unterschrift) in Textform (z. B. Per E-Mail) bei der Un-
teren Bauaufsichtsbehorde des Kreises Ostholstein zu benennen (Baubeginnmit-
teilung geman § 53 Absatz1 Satz 5 LBO).

2.4.2 Die Fertigstellung ist der Unteren Bauaufsichtsbehdrde des Kreises Ostholstein
schriftlich anzuzeigen (§ 82 Absatz 1 Satz 1 LBO).

2.4.3 Die beabsichtigte Nutzungsaufnahme ist der Unteren Bauaufsichtsbehorde des
Kreises Ostholstein mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Mit
der Anzeige sind die Bescheinigungen und Bestatigungen nach § 82 Absatz 2
Satz 2 LBO vorzulegen.
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24.4.1

2442

2443
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24.5.1

2452

2.5

2.5.1

252

253

Eisabwurf und Eisfall

Die WKA ist mindestens mit dem internen Nordex-Eiserkennungssystem aus-
zustatten.

Bei mdglichem Eisansatz und einer damit verbundenen Gefahr des Eisabwur-
fes bzw. des Eisfalls sind die in den eingereichten Antragsunterlagen geschil-
derten technischen MalRnahmen vollstandig umzusetzen.

Es sind Warnschilder zum moglichen Eisabwurf der Windkraftanlage an allen
Zufahrten zur Anlage gut sichtbar oder an samtlichen Einfahrten zum Windpark
anzubringen, sofern die Windparkwege allgemein zuganglich sind. Die Warn-
schilder sollen auf Lebensgefahr durch Eisabwurf hinweisen und mit ausrei-
chendem Abstand zur WKA (ca. 400 Meter) aufgestellt werden.

Brandschutz

Die Vorgaben des vorgelegten generischen Brandschutzkonzeptes ,Grundla-
gen zum Brandschutz Produktreihe Delta4000, Dok.: E0003944543 fur die Er-
richtung des Typs Nordex N149/5.X mit einer Nabenhohe von 104,7 Metern,
einem Rotordurchmesser von 149,1 Metern, einer Gesamthdhe von 179,2 Me-
tern und einer Nennleistung von 5,7 MW vom 22.04.2024" sind einzuhalten.

Die Gemeindewehrfihrung ist Uber die Léschmodalitaten fur die geplanten An-
lagen sowie Uber die Zufahrtssituation vor Inbetriebnahme zu unterrichten,
ebenso ist der ortlichen Feuerwehr Gelegenheit zu geben, sich mit den geplan-
ten Anlage vor Ort regelmafig vertraut zu machen (§ 51 LBO).

Naturschutz

Die im landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) vom 9. Februar 2023, erganzt
am 18. November 2024, beschriebenen Vermeidungs- und Minderungsmalinah-
men sind bei der Umsetzung des Bauvorhabens verbindlich umzusetzen, sofern in
diesem Bescheid keine davon abweichenden Aussagen getroffen werden.

Meldung der Zahlung in das Artenhilfsprogramm flr den Baumfalken

Die jahrliche Zahlung in das Artenhilfsprogramm des Bundes ist der Oberen Natur-
schutzbehorde sowie der Genehmigungsbehodrde unter Nennung des folgenden
Verwendungszwecks: ,AZ: G20/2023/116 — Zahlung AHP Baumfalke® spatestens
zwei Wochen nach Zahlungsausgang anhand eines Kontoauszuges schriftlich
nachzuweisen.

Bauausschlusszeit fur Brutvogel

Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorberei-
tende MalRnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WKA,
dirfen in der Zeit vom 1. Marz bis zum 15. August nicht ausgeflihrt werden.

Der Baubeginn ist der Oberen Naturschutzbehorde unter Angabe des Aktenzei-
chens spatestens zwei Wochen vorher formlos schriftlich anzuzeigen.
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Abweichungsmaglichkeit von der Bauausschlusszeit:

Abweichungen von der in Auflage 2.5.3 angeordneten Bauausschlusszeit bedurfen
der vorherigen Zustimmung der Genehmigungsbehdorde. In diesen Fallen ist ge-
genuber der Genehmigungsbehdrde spatestens acht Wochen vor Baubeginn
schriftlich darzulegen, welche alternativen SchutzmalRnahmen fir Offenlandbriter
ergriffen werden kdénnen, bei deren Ausfihrung die Zugriffsverbote des § 44 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG nicht verwirklicht
werden (Maldnahmenplanung). Die Umsetzung der Malinahmenplanung ist durch
eine fachlich qualifizierte Umweltbaubegleitung zu gewahrleisten.

Abschaltung zu Schutz lokaler und migrierender Fledermause

Zum Schutz lokaler und migrierender Fledermause ist die hier genehmigte Wind-
kraftanlage im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von einer Stun-
de vor Sonnenuntergang bis einer Stunde nach Sonnenaufgang bei den folgenden
Witterungsbedingungen (gemessen als 10 Minuten-Mittelwerte auf Gondelhdhe)
abzuschalten:

* Windgeschwindigkeiten in Gondelhdhe unterhalb von 6 m/s,

» Lufttemperatur héher als 10 °C.
Hohenmonitoring

Der in Auflage 2.5.5 festgelegte Abschaltalgorithmus ist durch die Durchfihrung ei-
nes zweijahrigen, nachgelagerten Hohenmonitorings der hier genehmigten oder
an einer geeigneten benachbarten WKA zu tUberprufen. Das standardisierte Moni-
toring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemafy BMU-Forschungs-
projekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat 23 fur den
Zeitraum vom 1. Mai bis zum 15. Oktober durchzufuhren. Ein signifikant erhdhtes
Totungsrisiko liegt vor, wenn die Kollisionsopfer pro Erfassungszeitraum und WKA
groler eins liegen. Einzelheiten zur Durchfihrung des Monitorings und, soweit das
Monitoring auf einer benachbarten Windkraftanlage durchgefiihrt werden soll, die
Auswahl der geeigneten WKA sind mit der Oberen Naturschutzbehoérde rechtzeitig
abzustimmen. Die Ergebnisse des Gondelmonitorings und eine Berechnung nach
dem ProBat-Tool sind der Oberen Naturschutzbehorde spatestens drei Jahre nach
Inbetriebnahme der WKA vorzulegen. Auf Basis dieser Daten wird der Abschaltal-
gorithmus durch die Obere Naturschutzbehorde neu bewertet und soweit erforder-
lich durch die Genehmigungsbehdrde geandert.

Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen

Zum Schutz des Rotmilans und der Rohrweihe ist hier die genehmigte Wind-
kraftanlage bei Grinlandmahd- Ereignissen, Ernte- Ereignissen und beim Pfligen
im Zeitraum vom 1. April bis 31. August gemaf} den nachfolgenden Vorgaben ab-
zuschalten. Die Abschaltmal3inahmen erfolgen von Beginn des Bewirtschaftungs-
ereignisses bis mindestens 48 Stunden nach Beendigung des Bewirtschaftungser-
eignisses jeweils von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang. Die Windkraftanlage
ist bei den oben genannten landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen auf
den folgen Flurstiicken gemaf der oben genannten Vorgaben abzuschalten:
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2.5.10

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstiick
Riepsdorf Riepsdorf 4 9
Riepsdorf Gosdorf 4 40/1

Gromitz Ruting 1 45/1
Gromitz Riting 1 49/2
Gromitz Ruting 1 49/3

Sicherung der Malinahme durch Vertragsvorlage

Zur Sicherung des in Auflage 2.5.7 festgelegten Abschaltmanagements wird der
Oberen Naturschutzbehérde (ONB) vier Wochen vor Inbetriebnahme ein rechts-
kraftiger Vertrag zwischen der einzusetzenden Parkbetreuerin bzw. dem einzuset-
zenden Parkbetreuer und den Betreibenden der WKA oder zwischen den Flachen-
bewirtschaftenden der abschaltauslosenden Flursticke und den Betreibenden der
WKA zur Zustimmung vorgelegt. In dem Vertrag verpflichten sich diese im Falle
des in der Auflage definierten anstehenden landbewirtschaftungsbedingten Ereig-
nisses auf den abschaltauslésenden Flurstiicken [zur rechtzeitigen Meldung an die
Betreibenden der WKA, sodass eine Abschaltung entsprechend des Abschaltma-
nagements erfolgen kann.

Einhaltung des Vertrages

Jede Meldung uber ein Mahd- und Ernte-Ereignis sowie Pflug-Ereignis ist von der
Betreiberin zu dokumentieren und unverziglich, spatestens jedoch 24 Stunden
nach Beginn, an die Obere Naturschutzbehorde (ONB) weiterzugeben. Jede An-
derung hinsichtlich des Vertrags oder hinsichtlich des Abschaltmanagements ist
unverzuglich der Genehmigungsbehdrde und der Oberen Naturschutzbehoérde
(ONB) zur Zustimmung mitzuteilen.

MastfuRbrache

Die Erfullung der Auflage zur MastfuRbrache ist nur erforderlich, sofern ein be-
grunter Mastful® vorgesehen ist.

Im MastfuBbereich sind hochwlichsige und geschlossene Formen von ruderalen
Gras- und Staudenfluren (nach Standardliste der Biotoptypen S-H) aufwachsen zu
lassen. Eine Mahd ist hochstens einmal im Jahr durchzufihren, um Gehdlzauf-
wuchs zu vermeiden. Die Mahd hat zwischen dem 1. September und dem

28./29. Februar des Folgejahres zu erfolgen.

Um den sicheren Zugang zu den WKA fur Service- und Wartungsunternehmen
oder anderen Dritte einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewahrleis-
ten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Grinden die Méglichkeit im MastfulRbe-
reich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang aul3erhalb des vorge-
nannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Naturschutzbehdrde ist umge-
hend Uber die durchgefuhrten Malinahmen zu unterrichten.
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2.5.11

2.5.12

Dokumentation — Kontrolle der Abschaltvorgaben

Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-
vorgaben notwendigen Daten sind zu erheben und flnf Jahre vorzuhalten. Die Da-
ten mussen jederzeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA — Standard-Format)
uber den Abschaltzeitraum fur die WKA in digitaler Form als CSV-Datei abgefragt.
Fir die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten fur eine WKA
SO zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgefuhrt sind. Nach dem Export
durfen die Dateien nicht mehr verandert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:

» Abgabe als Datei im CSV-Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu
benutzen (Standardeinstellung bei MS Excel).

« Fur jede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen.

« Das Betriebsprotokoll umfasst den vollstandigen von der/den artenschutzrecht-
lichen Bestimmung/en betroffenen Zeitraum.

« Die CSV-Datei enthalt sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur.
Die Bezeichnungen der Spaltenlberschriften stehen in der ersten Zeile und
sind frei wahlbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile.

« Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:
- Datum: TTMM.JJJJ
- Uhrzeit: hh:mm:ss

- Wind (m/s), Rotordrehzahl (rpm), Leistung (kWh), Gondel-Aulientempera-
tur (C°): Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimal-
Trennzeichen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht
notwendig. Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

- Die Zeitraume von Landbewirtschaftungsereignissen auf abschaltauslo-
senden Flachen mussen dokumentiert werden und in tabellarischer Form
vorliegen. Folgende Angaben muissen enthalten sein:

- Datum, Bewirtschaftungsform, Uhrzeit Beginn Ereignis, Uhrzeit Ende Er-
eignis, Flache/Flurstick.

Die flr das hier genehmigte Vorhaben - Neubau einer WKA und Abbau von drei
Bestands-WKA erforderlichen Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die entspre-
chenden Kompensationsmal3nahmen wurden im Rahmen des B-Planes Nummer
5 - 2. Anderung der Gemeinde Riepsdorf bilanziert und festgesetzt. Grundlage ist
der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) vom 9. Februar 2023, erganzt am
18. November 2024. Die im LBP beschriebenen und im B-Plan festgesetzten Kom-
pensationsmaflnahmen fur die Eingriffe in Natur und Landschaft sind vollstandig
umzusetzen.

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 17 von 62



2.5.13

2.5.14

2.6

2.6.1

26.2

2.7

2.7.1

2.7.2

Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehdérde (UNB) des Kreises Osthols-
tein (Anschrift: Kreis Ostholstein, Fachdienst Natur und Umwelt, Fachgebiet Natur
und Boden, Postfach 433, 23694 Eutin, E-Mail: naturschutz@kreis-oh.de spates-
tens eine Woche vor Baubeginn anzuzeigen.

Die grundbuchliche Sicherung der Ausgleichsflachen ist spatestens zwei Wochen
vor Baubeginn bei der UNB des Kreises Ostholstein nachzuweisen.

Bodenschutz

Der Baubeginn ist bei der Unteren Bodenschutzbehoérde des Kreises Ostholstein
anzuzeigen.

Vor Verfullung der Fundamentgruben (Rickbau der WKA) ist die Untere Boden-
schutzbehdrde des Kreises Ostholstein (Frau Sieg) zu informieren.

Arbeitsschutz

Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie-
sen, dass die Bautatigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (zum Beispiel
Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt flr Arbeits-
schutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende Informationen:

« Genehmigungsnummer,
* Ort der Baustelle,
 Name, Anschrift der Bauherrin/des Bauherrn,

 Name, Anschrift der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/des Si-
cherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators und

« Beginn, Dauer und grober Zeitplan der Arbeiten,

* Notfallkonzept fur die Errichtungsarbeiten.

Falls fur die Errichtung eine Vorankliindigung gemafR § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung (BaustellV) erforderlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt flir Ar-
beitsschutz, Soziales und Gesundheit zugesandt wird, kdnnen die oben genann-
ten Informationen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens acht Wochen
nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt fur
Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende Informati-
onen:

« Genehmigungsnummer,
« eindeutige Kennzeichnung der Windkraftanlage an der Aullenfassade
* interne Bezeichnung der WKA

 Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers,
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273

274

2.7.5

2.8

2.8.1

« Eingemessene Koordinaten und

 Datum der Inbetriebnahme.

Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Ge-
sundheit spatestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die
Anzeige enthalt folgende Informationen:

« Genehmigungsnummer,
« Name, Anschrift der vormaligen Betreiberin/des vormaligen Betreibers,
* Name, Anschrift der zukinftigen Betreiberin/des zukinftigen Betreibers und

 Datum des Betreiberwechsels.

Jeder Tausch von Gro3komponenten ist dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Sozia-
les und Gesundheit spatestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und ent-
halt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer,
* Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers,
* Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise) und

* Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten.

Der Rickbau der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Beginn der Rickbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landes-
amt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende In-
formationen:

« Genehmigungsnummer,
* Ort der Baustelle,
* Name, Anschrift der Bauherrin/des Bauherrn,

* Name, Anschrift der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/des Si-
cherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators,

* Kurzbeschreibung der Ruckbaumethode und

* Beginn, Dauer der Arbeiten.

Falls fur den Riuckbau eine Vorankindigung gemal § 2 Absatz 2 BaustellV erfor-
derlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und
Gesundheit zugesandt wird, kbnnen die oben genannten Informationen mit der
Vorankindigung mitgeteilt werden.

Luftverkehr — zivil - LBV

Die Ausfuhrung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom
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2.8.2

2.8.3

284

2.8.5

2.8.6

2.8.7

2.8.8

2.8.9

15. Dezember 2023 (AVV Hinderniskennzeichnung — BAnz AT 28. Dezember 2023
B4) zu erfolgen.

Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits wahrend der Bauphase bei Uber-
schreiten von 100 Meter Uber Grund sicher zu stellen.

Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass fur die Unterbrechung der
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht Gberschritten wird.

Die Stromversorgung fur die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen beziehungsweise Festlegen entsprechender Verfahren und
Ablaufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept flr die Ersatzstromversor-
gung ist der Luftfahrtbehdrde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vor-
zulegen.

Fir die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung
sind nur anerkannte Gerate bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zulassig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
kraftanlagen-Blocken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtwei-
tenmessgerat und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat maximal

1500 Meter betragen darf.

Die fur die Veroéffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten (siehe Aufla-

ge 2.9.18) sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luft-
fahrtbehorde (Landesbetrieb Stralienbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Az.
15007-623-760/2019-21241/2025) als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung
GmbH, Az. SH-829-a) unverzuglich, spatestens jedoch vier Wochen nach Errich-
tung der Windkraftanlage vorzulegen.

Antrage fur Krane fur die Errichtung der Windkraftanlage brauchen nicht vorgelegt
werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) gilt hiermit als er-
teilt. Auflage 2.8.2 gilt entsprechend.

Vor Inbetriebnahme der BNK ist die geplante Installation der Luftfahrtbehdrde an-
zuzeigen und hierbei sind, gemal Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung
von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023
B4) folgende Unterlagen vorzulegen:

* Nachweis der Baumusterprufung gemafy Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch
eine vom Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur benannten
Stelle,

« Nachweis Uber die Standortbezogene Erfullung der Anforderungen auf Basis
der Prifkriterien nach Anhang 6, Nummer 2 der AVV durch eine Baumuster-
prufstelle.

Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4) ist die Nachtkenn-
zeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung geman Artikel 1
Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.
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29.2

293

294

295

296
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Luftverkehr — zivil - DFS

Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemaf der ,All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023
(Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis
zu veroffentlichen.

Da eine Tageskennzeichnung fur die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblatter der Windkraftanlage weild oder grau auszufuhren; im aul3eren Bereich
sind sie durch drei Farbfelder von je sechs Meter Lange [a) aulden beginnend mit
sechs Meter Orange — sechs Meter Weil} — sechs Meter Orange oder b) aul3en
beginnend mit sechs Meter Rot — sechs Meter Weil3 oder Grau — sechs Meter Rot]
zu kennzeichnen. Hierflr sind die Farbténe Verkehrsweily (RAL 9016), Grauweil’
(RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Achatgrau (RAL 7038), Verkehrsorange (RAL
2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechen-
der Tagesleuchtfarben ist zulassig.

Aufgrund der beabsichtigten Héhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf
halber Hohe rickwartig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen oran-
ge/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/
oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente durfen maxi-
mal ein Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in Orange/Rot, beginnend in
40 Meter Uber Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser
Streifen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Griinden
oder bedingt durch ortliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Hohe von bis
zu 315 Meter Uber Grund oder Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.

In diesen Fallen ist eine zusatzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Hohe zwischen Grund oder Wasser und
der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus
technischen Grinden notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene
um bis zu funf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei missen aus je-
der Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusatzliche In-
frarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des
Maschinenhauses anzubringen.

Es ist (zum Beispiel durch Doppelung der Feuer) dafur zu sorgen, dass auch bei
Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl min-
destens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

Der Einschaltvorgang erfolgt grundsatzlich Gber einen Dammerungsschalter ge-
mal’ der AVV, Nummer 3.9.

Das ,Feuer W, rot” ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls missen die Feuer gedoppelt, jeweils
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2.9.10

2.9.11

2.9.12

2.9.13

29.14

2.9.15

2.9.16

versetzt auf dem Maschinenhausdach — nétigenfalls auf Aufstanderungen — ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich,
damit die Feuer der Windkraftanlage wahrend der Blinkphase nicht durch einen
Fligel des Rotors verdeckt werden.

Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfol-
ge ist auf 00.00.00 Sekunde gemafly UTC mit einer zulassigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von = 50 Metersekunde zu starten.

Fir die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung beziehungsweise
Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dammerungsschalter, die bei einer Umfeld-
helligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein
Ersatzstromnetz umschalten.

Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (zum Beispiel LED)
kann auf ein ,redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet wer-
den, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punk-
tes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss
eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

Stoérungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind der NOTAM-
Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail
notam.office@dfs.de unverziglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie moglich zu beheben. Sobald die Storung behoben ist, ist
die NOTAM-Zentrale unverzuglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung
innerhalb von zwei Wochen nicht moglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zu-
standige Genehmigungsbehorde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informie-
ren.

Fir den Fall einer Stérung der primaren elektrischen Spannungsversorgung muss
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von
mindestens 16 Stunden gewahrleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht tUber-
schreiten. Diese Vorgabe gilt nicht fur die Infrarotkennzeichnung.

Eine Reduzierung der Nennlichtstarke beim Tagesfeuer und ,Feuer W, rot® ist nur
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeraten moglich. Installation und Betrieb haben nach den
Bestimmungen des Anhangs 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishéhe von mehr als 100 Meter Uber Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu
versorgen.
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2.10.1

Sollten Kréane zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Meter tUber Grund mit einer
Tageskennzeichnung und an der hochsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung
(Hindernisfeuer) zu versehen.

Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgrinden als Luftfahrthindernis veroéffent-
licht werden muss (siehe Auflage 2.8.6), sind

* mindestens sechs Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns zu mel-
den, um die Vergabe der ENR-Nummer und die endglltige Veroffentlichung in
die Wege leiten zu kdnnen,

» der Beginn des Hochbaus separat und

« spatestens vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage die endgultigen
Vermessungsdaten zu Ubermitteln, um die Veroffentlichung gegebenenfalls an-
passen zu kdnnen.

Diese Meldung der endgultigen Daten (bitte nur per Mail an flf@dfs.de) umfasst
die folgenden Details:

* DFS-Bearbeitungsnummer,
« Name des Standortes,
e Art des Luftfahrthindernisses,

» Geogr. Standortkoordinaten [Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Bezugsellip-
soids (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem GPS-Empfanger gemes-
sen)],

» Hohe der Bauwerksspitze [Meter ber Grund],
* HOohe der Bauwerksspitze [Meter Uber NN, Hohensystem: DHHN 92],

* Art der Kennzeichnung [Beschreibung].

Der DFS ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzu-
geben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. fur die Instandsetzung zu-
standig ist.

Luftverkehr - militarisch

Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz
und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra | 3, Fontainengraben 200,
53123 Bonn unter Angabe des Zeichens 1-1835-25-BIA alle endgultigen Daten wie

* Art des Hindernisses

« Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84,
* HOohe Uber Erdoberflache und

* Gesamthohe uber NN

» gegebenenfalls Art der Kennzeichnung
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2.11.1

2.11.2

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

2.1

anzuzeigen.
Versorgungseinrichtungen - Schleswig-Holstein Netz AG

Die im angrenzenden Bereich befindlichen Versorgungsanlagen der Schleswig-
Holstein Netz AG mussen bericksichtigt werden. Um Schaden an diesen Anlagen
auszuschlief3en, ist bei der Durchfihrung der beabsichtigten Arbeiten das Merk-
blatt ,Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" zu beachten.

Bei der Bauausfuhrung sind durch die ausfihrende Firma aktuelle Planauszige
rechtzeitig vor Baubeginn bei der Leitungsauskunft der Schleswig-Holstein Netz
AG anzufordern.

Hinweise
Allgemeines

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behordlichen Entscheidungen, die nach
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Ein Wechsel der Anlagenbetreiberin sowie gegebenenfalls eine Anderung an der
Rechtsform der Betreiberin ist gegentber dem Landesamt fur Umwelt schriftlich
mit dem in der Anlage beigefiugtem Formular ,Betreiberwechsel® mitzuteilen.

Die Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist erfolgt, sobald erstmalig elektrische
Energie in ein Stromnetz abgefuhrt wurde.

Anderungen der Lage, Beschaffenheit oder des Betriebes, die sich auf irgendeine
Weise auf die Umwelt auswirken konnen, durch die jedoch keine nachteiligen Um-
weltauswirkungen hervorgerufen werden, missen beim Landesamt fur Umwelt
nach § 15 BImSchG angezeigt werden. Die geplante Anderung ist mindestens ei-
nen Monat, bevor mit der Anderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen.
Das Landesamt prift dann, ob die Anderung einer Genehmigung bedarf, das heifst
ob die Anderung wesentlich ist.

Soweit erforderlich, kdnnen gemal § 17 Absatz 1 BImSchG auch nach Erteilung
dieses Bescheides nachtragliche Anordnungen zur Errichtung und zum Betrieb der
Anlage getroffen werden.

Die Genehmigung erlischt gemal § 18 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG, wenn die
Anlage wahrend eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben
worden ist und vor Ablauf keine Verlangerung dieser Frist beantragt wurde.

Baurecht

Vor Baubeginn sind nach § 10 Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) bautechni-
sche Nachweise zur Standsicherheit bei der Unteren Bauaufsichtsbehorde einzu-
reichen, die nach § 66 Absatz 3 LBO von einer Prufingenieurin oder einem Prufin-
genieur fur die bautechnischen Nachweise zur Standsicherheit geprtft werden
mussen. Dabei ist zu beachten, dass diese bautechnischen Nachweise bei der
Unteren Bauaufsichtsbehorde eingereicht werden mussen, diese den Prifauftrag
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2.5

3.1

3.2

3.3

3.4

erteilen muss und der Baubeginn erst zehn Tage nach Rickerhalt der gepriften
bautechnischen Nachweise zur Standsicherheit ohne Bedenken der Prifingenieu-
rin oder des Prufingenieurs bei der Unteren Bauaufsichtsbehorde erfolgen darf.

Mit der Anzeige der Aufnahme der Nutzung sind die Bescheinigungen und Bestati-
gungen nach § 82 Absatz 2 Satz 2 LBO vorzulegen.

Die zur Erfallung der Anforderungen der Landesbauordnung oder aufgrund der
Landesbauordnung erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den von der Ent-
wurfsverfasserin oder vom Entwurfsverfasser festgelegten Eigenschaften von ver-
wendeten Bauprodukten und den angewandten Bauarten sind bereitzuhalten.
Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach der EU-Baupro-
duktenverordnung (Verordnung (EU) Nummer 305/2011) tragen, ist die Leistungs-
erklarung bereitzuhalten (§ 53 Absatz 1 Satz 3 und 4 LBO).

Abweichungen von den genehmigten Bauvorlagen sind vor Beginn der Arbeiten
bei der Unteren Bauaufsichtsbehoérde zu beantragen. Mit dem Bau kann erst dann
begonnen werden, wenn die Abweichungen genehmigt worden sind und die sons-
tigen Voraussetzungen flr den Baubeginn (s. 0.) vorliegen. Ein durch Umplanung
oder Anderung bedingtes Verlassen der bescheinigten MaRgaben des Kriterienka-
taloges der Anlage 2 zur Bauvorlagenverordnung ist der Unteren Bauaufsichtsbe-
horde unverziglich anzuzeigen.

Die Prifintervalle fur die wiederkehrenden Prifungen ergeben sich aus den gut-

achterlichen Stellungnahmen zur Maschine. Sie betragen héchstens zwei Jahre,

durfen jedoch auf vier Jahre verlangert werden, wenn durch von der Herstellerfir-
ma autorisierte Sachkundige eine laufende (mindestens jahrliche) Uberwachung

und Wartung der Windenergieanlage durchgefuhrt wird.

Naturschutz

Fir die Eingriffe durch weitere ErschlieRungsmalinahmen aulerhalb des Gebietes
des B-Plans Nummer 5 - 2. Anderung der Gemeinde Riepsdorf (zum Beispiel Zu-
wegung, Leitungsverlegungen zum nachstgelegenen Umspannwerk, Bodenbewe-
gungen und so weiter) ist eine gesonderte Genehmigung bei der UNB zu beantra-
gen. Die erforderlichen Kompensationen sind durch einen gesonderten LBP zu er-
mitteln und mit dem Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung einzureichen.

Gewasserquerungen/Grabenverrohrungen bedurfen einer eigenstandigen Geneh-
migung und sind separat bei der Unteren Wasserbehorde zu beantragen.

Geplante Eingriffe in Knicks und andere Geholze sind separat bei der UNB zu
beantragen.

Vor Baubeginn ist zu prifen, ob fiir die Anlieferung der Rotoren und Mastkompo-
nenten von der Autobahn bis zum Aufstellort der Einzelanlagen gegebenenfalls zu-
satzliche Knickabschnitte auf den Stock gesetzt oder Baume gefallt werden mus-
sen.
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4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

4.1

Fir die Baufeldraumung von Geholzbestanden sind die Fristen des § 39
BNatSchG zu beachten (Gehdlzbeseitigung sind nur zwischen dem 1. Oktober
und letztem Tag im Februar des folgenden Jahres zulassig).

Bodenschutz

Der Bodenabtrag hat nur im maoglichst trockenen Zustand zu erfolgen. Das Glei-
che gilt fur das Aufsetzen der Bodenmieten und fur das Wiederauftragen der Bo-
den. Orientierung zur Bodenfeuchte bietet die DIN 19639 ,Bodenschutz bei Pla-
nung und Durchfuhrung von Bauvorhaben®.

Zur Herstellung der Baustelleneinrichtung (Baustralien, Lagerplatze, Kranstellfla-
che und Ahnlichem) ist nur unbelastetes Material zu verwenden. Sofern fiir die
BaustralRen und -wege Recyclingmaterial verwendet wird, sind die Vorgaben der
Ersatzbaustoffverordnung zu beachten.

Baustral3en und Lagerplatze sind ausreichend zu dimensionieren. Die Befahrung
von Flachen aulierhalb der hergerichteten Baustral’en und Lagerplatze ist zu ver-
meiden.

Beim Befahren von Bdden ist der zulassige Kontaktflachendruck gemaf DIN
19639 zu beachten.

Das Befahren von Oberbodenmieten, sowie Lagern von Materialien, Fahrzeug-
und Anlagenteilen und ahnlichem auf den Oberbodenmieten ist zu unterlassen.

Beim Ab- und Auftrag von Boden ist auf eine saubere Trennung von Ober- und Un-
terboden und Ersatzbaustoffen zu achten, um das Material umweltgerecht einer
weiteren Nutzung zufihren zu kdnnen.

Wird Boden zwischengelagert, sind die Vorgaben der DIN 19731, Punkt 7.2 zu
beachten (getrennter Ausbau und Lagerung, Beachtung des Feuchtezustands und
der Konsistenz, Schutz vor Verdichtung und Vernassung, Lagerung auf Mieten
und so weiter).

Schadliche Stoffeintrage in das Erdreich sind zum Schutz des Grundwassers und
des Bodens zu vermeiden.

Der Verlust von Bodenmaterial durch unsachgemafe Vermischung wird bilanziert
und muss in Anlehnung an das Naturschutzrecht ausgeglichen werden.

Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage vollstandig zurtickzubauen
und die Flache zu entsiegeln. (§ 35 Absatz 5 BauGB).

Zur Verfullung der ehemaligen Fundamentgrube durfen in der durchwurzelbaren
Bodenschicht nur Materialien verwendet werden, welche die Vorsorgewerte der
Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) Anlage 1, Tabellen 1 und 2 einhalten
(bei landwirtschaftlicher Folgenutzung 70% der Vorsorgewerte) und frei von Stor-
stoffen (wie z.B. Holz, Glas, Kunststoffe, Metallteile und anderes) und Fremdstof-
fen (wie z.B. Beton, Ziegel, Keramik) sind. Unterhalb der durchwurzelbaren Bo-
denschicht gelten hier die Vorsorgewerte der BbodSchV Anlage 1 Tabellen 4. Es
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4.13

4.14

4.15

4.16

5.1

5.2

5.3

sind nur standortgerechte Materialien zu verwenden und standortgerechte Schich-
ten wiederherzustellen. Dabei ist das Setzungsverhalten der verwendeten Sub-
strate zu beachten. Ziel ist die Wiederherstellung der naturlichen Bodenfunktionen
im Sinne des Bodenschutzgesetzes.

Zuwegungen und Kabeltrassen sind beim Ruckbau vollstandig zuriickzubauen.
Baustoffe, -abfalle, sonstige Verunreinigungen und auf/ in den Boden eingebrach-
te, standortfremde Materialien sind vollstandig zu entfernen. Auf allen zurtckge-
bauten Flachen sind Verdichtungen im Untergrund zu lockern, sobald dies die ak-
tuelle Bodenfeuchte zulasst.

Bei der Wiederherstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht zur Wiederher-
stellung der Bodenfunktionen sind die §§ 6-7 der Bundes-Bodenschutzverordnung
zu beachten. Es ist eine Zwischenbewirtschaftung mit einer Zwischenbegriinung
vorzusehen, deren Ansaatmischung verschiedene tiefwurzelnde Arten enthalt. Bei
einer Folgenutzung als Ackerland ist fur eine schnelle Begrinung zu sorgen. Der
Einsatz von Zwischenfrichten oder Untersaaten ist zu empfehlen.

Der Betreiber hat sicher zu stellen, dass bei der Verwendung von Per- und polyflu-
orierten Alkylsubstanzen (sog. PFAS) dieser Stoff sowohl im Normalbetrieb als
auch bei Havarien z.B. Brand in der Gondel nicht in die Umwelt gelangen kann.
Ein entsprechendes Vorsorgekonzept ist vom Betreiber beizubringen und der Ge-
nehmigung beizufugen.

Eine Verwertung von Uberschissigem Boden aul3erhalb des Vorhabengebietes in
Form einer Verflllung oder Aufschittung bedarf in der Regel einer naturschutz-
rechtlichen Genehmigung sobald die Menge 30m?* oder 1000m? Uberschreitet.

Gemal § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind An-
haltspunkte fur das Vorliegen einer schadlichen Bodenveranderung oder Altlast
unverzuglich der Unteren Bodenschutzbehdrde mitzuteilen.

Gewasserschutz

Sollte eine Wasserhaltung mit temporarer Grundwasserabsenkung bzw. Ableitung
von Baugrubenwasser erforderlich sein, bedarf dies einer separaten wasserrechtli-
chen Erlaubnis. Die wasserrechtliche Erlaubnis fir Grundwasserabsenkung und
die notwendige Ableitung des geférderten Grundwassers oder Schichten- und
Baugrubenwassers sind zwingend ein Monat vor Beginn der BaumalRnahmen bei
der Unteren Wasserbehorde zu beantragen. Der Umfang der Antragsunterlagen ist
vorab mit der Unteren Wasserbehorde abzustimmen.

Falls Uberwegungen iiber Gewasser notwendig sein sollten, so ist deren Ausfiih-
rung im Zuge des notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens ge-
mal § 23 Landeswassergesetz- LWG - im Vorwege abzustimmen. Hier ist vorran-
gig die Durchgangigkeit des Gewassers zu gewahrleisten.

Erforderliche Gewasserkreuzungen mit Erdkabeln bedurfen nach § 23 LWG der
wasserrechtlichen Genehmigung.
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Falls durch die Baumalinahme Verbandsgewasser tangiert werden sollten, sind
Abstande von mindestens sechs Meter beidseitig der Boschungsoberkante von
Verbandsgewassern bzw. sechs Meter beidseitig der Rohrachse bei verrohrten
Gewassern und Rohrleitungen It. Satzung des Wasser und Bodenverbandes Cis-
mar einzuhalten.

Falls sich im MalRnahmenbereich Kleingewasser befinden, so darf dieses nicht
durch die vorgesehenen Baumalinahmen beeintrachtigt werden. Es sollte ein Ab-
stand von funf Metern von den Ufern vorgesehen werden.

Weiterhin sind praventive Malinahmen (z. B. Verwallung) wahrend der Baumal3-
nahme vorzusehen, um Schadstoff- und Sedimenteintrag in die Gewasser (Klein-
gewasser sowie FlieRgewasser) zu verhindern.

Denkmalschutz

Es wird auf § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) hingewiesen. Wer Kulturdenkma-
le entdeckt oder findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder Uber die Gemeinde
der Oberen Denkmalschutzbehdrde (Archaologisches Landesamt Schleswig-Hols-
tein, Brockdorff-Rantzau-Str. 70, 24837 Schleswig) mitzuteilen. Die Verpflichtung
besteht ferner fur die Eigentumerin oder den Eigentimer und die Besitzerin oder
den Besitzer des Grundstucks oder des Gewassers, auf oder in dem der Fundort
liegt, und fur die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu
dem Fund gefuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines Verpflichteten befreit die
Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fund-
statte in unveranderten Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt
spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Arbeitsschutz

Die zuklnftige Betreiberin ist verpflichtet, die erforderlichen MaRnahmen des Ar-
beitsschutzes fur die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschéftigten
entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV — genannten
allgemeinen Grundsatzen zu gewahrleisten. Insbesondere hat sie dafur zu sorgen,
dass die Anlage entsprechend den Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung
einschlieBlich ihres Anhangs eingerichtet und betrieben wird, so dass von ihr keine
Gefahrdungen fur die Sicherheit und die Gesundheit von Beschaftigten ausgehen.

Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in
der Eigenverantwortung der Betreiberin/des Betreibers. Die einschlagigen staatli-
chen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhangig von diesem Genehmigungsbe-
scheid zu beachten und einzuhalten.

Der/die Betreiber/in hat eine Gefahrdungsbeurteilung geman § 3 BetrSichV durch-
zuflihren und das Ergebnis zu dokumentieren.

Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon wahrend der Errichtung der WKA
von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.
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Der Aufzug ist gemaf §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Fol-
ge wiederkehrend durch Sachverstandige einer zugelassenen Uberwachungsstel-
le (ZUS) fiir Uberwachungsbediirftige Anlagen zu priifen.

Der Aufzug soll Uber eine Hol- bzw. Notholfunktion im Turmful} verflgen.

Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen nach Anhang | der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung
entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesund-
heit von Personen auf Grundlage einer Gefahrdungsbeurteilung durch den Betrei-
ber zu treffen (§ 4 BetrSichV).

Der/die Betreiber/in hat sicherzustellen, dass er/sie vom Hersteller Uber Sicher-
heitsmeldungen (Safety Alerts) fur seinen/ihren Anlagentyp und den darin verbau-
ten Anlagenteilen wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf Grundla-
ge der Safety Alerts missen durch den/die Betreiber/in unverziglich geeignete
Maflnahmen zur Abwendung von Gefahren flr die Sicherheit und Gesundheit ei-
gener oder Beschaftigter anderer Unternehmen ergriffen werden.

Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Ar-
beitsablaufen, ergonomischen Grundsatzen und den Vorgaben aus dem Rettungs-
konzept fur eine unverzlgliche technische und medizinische Rettung entsprechen.
Hierbei ist zu beachten, dass die Beschaftigten und Einsatzkrafte zwischen den
Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurlcklegen durfen/missen. An-
schlagpunkte sind gemaf DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prifbescheinigungen
sind auf der Anlage vorzuhalten.

Der/die Betreiber/in hat gemal § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschaftigte
und andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverzuglich geret-
tet und arztlich versorgt werden kdnnen.

Auf Basis der Gefahrdungsbeurteilung muss der/die Betreiber/in ein Rettungskon-
zept fur das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der
DGUV Regel 112-199, der DGUV Information 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS
61400-30 sind zu berucksichtigen.

Die vom Hersteller Ubersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des ge-
wahlten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, soll-
ten aber fUr die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.

Den Einsatzkraften der Feuerwehr, der nachstgelegenen Hohenrettungsgruppe
und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens fol-
gende Informationen zur Verfigung zu stellen:

« Lageplan der WKA mit Identifikationsnummer, Anfahrtsskizze; Koordinaten;

» technische Angaben zur Anlage wie Anlagentyp, Nabenhdhe, Rotordurchmes-
ser, hochspannungsfuhrende Teile

» gegebenenfalls Notfallkontakt mit Zugangsberechtigung zur WKA
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7.11

8.1

8.2

9.1

9.2

9.3

Die Einzelheiten sind mit den oértlich zustandigen Einsatzkraften rechtzeitig vor Er-
richtungsbeginn abzustimmen.

Fir die Errichtung und den Rickbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung
zu bertcksichtigen. Auf die Vorankindigung gemal § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemalf § 2 Absatz 3 Bau-
stellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in ge-
mal § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage fur spatere Arbeiten
gemald § 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zu-
standige Behdrde ist das Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.

StraBRenbau

Die Zuwegung zur Windkraftanlage soll Uber die Landesstralle 231, in Abschnitt
010 bei Staton ca. 1.065, uber eine bereits vorhandene Zufahrt, aus erfolgen. Die
bestehende Zuwegung an der L231 und der direkt anschlieRende neue Radweg
ist in ihrer Bausubstanz zu schutzen (z.B. lastverteilende Stahlmatten). Dies gilt
insbesondere im Zuge der Durchfiihrung des Schwertransportes.

Fir die Durchfuhrung von Grof3raum- und Schwertransporten bedarf es einem An-
trag auf Sondergenehmigung nach § 29, Absatz 3 StVO. Dieser Antrag
(-VEMAGS®) ist fruhzeitig beim Landesbetrieb StralRenbau und Verkehr einzurei-
chen. Eventuell ist auch ein Beweissicherungsverfahren sinnvoll und wird als
Empfehlung angesehen, da es durch diese Malinahme zu einer erheblichen Mehr-
belastung an den klassifizierten éffentlichen Verkehrswegen kommt.

Luftverkehr - zivil

Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der in
Auflage 2.8.8 genannten Nachweisfiihrung nachzukommen, so bestehen aus
Sicht der Luftfahrtbehdrde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend
ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der in Auflage 2.8.8 ge-
nannten Unterlagen erfolgt.

Bei Nichteinhaltung der Auflagen behalt sich die Luftfahrtbehdrde eine Prifung ge-
maf § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr vor.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Veranderung der Leuchtstarke und -richtung
der Kennzeichnung einen gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr darstellt und ge-
maR § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren be-
straft werden kann.
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10. Luftverkehr - militarisch

10.1  Da bauliche Hindernisse mit einer Bauhdhe von Uber 100 Meter Uber Grund ge-
maf § 14 LuftVG der luftfahrtrechtlichen Zustimmung bedurfen, wurden etwaige
militarisch flugbetriebliche Einwande/Bedenken Uber das Beteiligungsverfahren
der zivilen Luftfahrtbehorde berlcksichtigt.

10.2  Bei Anderung der Bauhdhe, des Bautyps oder der Standortkoordinaten ist das
Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
erneut zu beteiligen.

11. Telekommunikation

11.1 Es besteht keine Verpflichtung seitens der Telekom Windkraftanlagen an das 6f-
fentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschliel3en. Gegebenenfalls ist
dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf freiwilliger Basis und unter
der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorhabentrager moglich. Hier-
zu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabentra-
gers mit der Deutschen Telekom Technik GmbH erforderlich.

Vv Entscheidungsgrundlagen / Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgeflhrte Unterlagen (insgesamt zwei Ordner) sind Bestandteil des
Genehmigungsbescheides.

Num- |Benennung Anzahl der
mer Seiten
Inhaltsverzeichnis 4
1. Antrag
1.1 Antrag fur eineGenehmigung nach dem Bundes-Immissions- 19
schutzgesetz (BImSchG)
1.2 Kurzbeschreibung 1
1.2.1 Kurzbeschreibung des Vorhabens 5
1.3 Sonstiges 1
1.3.1 Standortangaben 1
1.3.2 Ubersicht Geplante Minderungsmafnahmen 1
1.3.3 Kostenlbernahmeerklarung 1
1.34 Handelsregisterauszug 2
1.3.5 Voraussetzungen Anwendung § 6 WindBG 1
2. Lageplane
2.1 Topographische Karte 1-25.000 2
2.2 Grundkarte 1-5.000 2
2.3 Ubersichtsplan Auszug aus der Liegenschaftskarte — 1-5.000 2
24 Lageplan 1-5.000 2
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Num- |Benennung Anzahl der

mer Seiten
2.5 Bauzeichnungen (§ 8 BauVorlVO) 4
2.7 Auszug aus gultigem Flachennutzungs- oder Bebauungsplan 1
oder Satzungen nach §§ 34, 35 BauGB
2.7.1 Ubersichtsplan WP Gosdorf B-Plan Nummer 5 2. Anderung 1- 1
5.000
2.7.2 WP Gosdorf B-Plan Nummer 5 2. Anderung LBP 02/2023 68
2.8 Sonstiges 1
2.8.1 Lageplan Einwirkbereich 1-25.000 1
3. Anlage und Betrieb
3.1 Beschreibung der zum Betrieb erforderlichen technischen Ein- 1
richtungen und Nebeneinrichtungen sowie der vorgesehenen
Verfahren
3.1.1 Technische Beschreibung Nordex Delta4000 - N149/5.X 22
3.1.2 Ubersichtszeichnung Nordex Delta4000 - N149/5.X 2
3.1.3 Abmessungen Maschinenhaus und Rotorblatter Nordex Del- 6
ta4000
3.1.4 Beschreibung Fundament Nordex Stahlrohrturm TS105-01 7
3.5.1 Sicherheitsdatenblatter 1
3.5.1.1 |Einsatz von Flussigkeiten und MaRnahmen gegen unfallbeding- 8
ten Austritt Nordex Delta4000
3.5.1.2 |Getriebedlwechsel an Nordex-Windenergieanlagen 8
3.9 Sonstiges 1
3.9.1 Herstell- und Rohbaukosten Nordex N149/5.X TS105 DiBt S 2
4, Emissionen und Immissionen im Einwirkbereich der Anla-
ge
4.5 Betriebszustand und Schallemissionen 1
4.10 Sonstiges 1
4.10.1 |Schattenwurfgutachten vom 9. Mai 2025 150
4.10.2 |Schallgutachten vom 7. Mai 2025 140
4.10.3 |Nordex - Herstellererklarung EisMan-Schaltung 2
5. Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissi-

onsminderung

5.1 Vogesehene MalRnahmen zum Schutz vor und zur Vorsorge 1
gegen schadliche Umwelteinwirkungen, insbesondere zur Ver-
minderung der Emissionen sowie zur Messung von Emissionen
und Immissionen

511 Schallemission, Leistungskurben, Schubbeiwerte Nordex 126
N149/5.X
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Num- |Benennung Anzahl der
mer Seiten
51.2 Oktav-Schallleistungspegel Nordex N149-5.X 5
51.3 Option Serrations an Nordex-Blattern Delta 4000 8
514 Schattenwurfmodul Nordex Delta 4000 8
7. Arbeitsschutz
7.1 Vorgesehene Mallnahmen zum Arbeitsschutz 1
7.1.1 Arbeitsschutz und Sicherheit in Nordex-Windenergieanlagen 1
7.1.2 Verhaltensregeln an, in und auf Windenergieanlagen Nordex 80
Delta4000
7.1.3 Technische Beschreibung Befahranlage Nordex-WEA 12
7.1.4 Grundlagen zum Brandschutz Nordex Delta 4000 10
7.1.5 Flucht- und Rettungsplan Nordex Delta 4000 - Stahlrohrturm 10
8. Betriebseinstellung
8.1 Vorgesehene Mallnahmen fiir den Fall der Betriebseinstellung 1
(§ 5 Absatz 3 BImSchG)
8.1.1 Mafinahmen bei der Betriebseinstellung - Nordex Delta 4000 6
8.2 Sonstiges 1
8.2.1 Ruckbauverpflichtungserklarung 1
9. Abfille
9.6 Sonstiges 1
9.6.1 Umwelteinwirkungen einer Windenergieanlage Nordex Del- 6
ta4000
9.6.2 Abfalle beim Betrieb der Anlage Nordex Delta4000 6
9.1.3 Vorgesehene Mallnahmen zur Vermeidung, Verwertung oder 4
Beseitigung von Abfallen
1. Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
11.8 Sonstiges 1
12. Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz
12.1 Bauantrag 6
12.4 Bauvorlageberechtigung nach § 65 LBO SH 1
12.4.1 |Bauvorlagenberechtigung 1
12.5 Nachweis des Brandschutzes (§ 11 BauVorlVO) 1
12.5.1 |Grundlagen zum Brandschutz Nordex Delta 4000 10
12.5.2 |Flucht- und Rettungsplan Nordex Delta 4000 - Stahlrohrturm 10
12.6 Standsicherheitsnachweis (§ 10 BauVorlVO SH) 1
12.6.1 |Prufung der Standorteignung, Turbulenzgutachten vom 43
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Num- |Benennung Anzahl der
mer Seiten
27.06.2025
12.6.2 |Prifbescheid Typenprifung - Nordex N149-5.X TS105-01 9
12.7 Andere bautechnische Nachweise 1
12.7.1 |Nordex - Erlauterung zur EG — Konformitatserklarung von 2
Windenergieanlagen
12.8 Angaben Uber die gesicherte Erschliellung 1
12.8.1 |Nutzungsvertrag 11
12.9 Sonstiges 1
12.9.1 |Bauantrag neu 5
12.9.2 |Lageplan Baulast1:3.000 1
12.9.3 |Abstandsflachenberechnung 1
13. Natur, Landschaft und Bodenschutz
13.5 Sonstiges 1
13.5.1 |Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) - Vortext 2
13.5.2 |Landschaftspflegerischer Begleitplan(LBP) Revision 10/2023 68
13.5.3 |Faunistisches Fachgutachten und Artenschutzrechtliche 194
Prifung geman § 44 Absatz 1 BNatSchG
& Biotoptypenkartierung vom 27. Januar 2023
13.5.4 |Faunistisches Fachgutachten und Artenschutzrechtliche 5
Prifung geman § 44 Absatz 1 BNatSchG
& Biotoptypenkartierung — Nachtrag vom 13. September 2023
Faunistisches Fachgutachten und Artenschutzrechtliche 14
Prifung geman § 44 Absatz 1 BNatSchG
& Biotoptypenkartierung — Nachtrag vom 20. September 2024
14. Umweltvertraglichkeitspriugung (UVP)
14.1 Klarung des UVP-Erfordernisses 1
14.3 Angaben zur Ermittlung und Beurteilung der UVP-Pflicht flr An- 1
lagen nach dem BImSchG
14.3a |UVP-Pflicht oder Einzelfallprifung 3
14.3b  |Vorprifung des Einzelfalls ("A"- und "S"-Fall) gemaf Anlage 3 13
UVPG
16. Anlagenspezifische Antragsunterlagen
16.1.1 |Standorte der Anlagen 1
16.1.2 |Windenergieanlagen Raumordnung-Zielabweichung-Regional- 1
planung
16.1.3 |Windenergieanlagen Sicherheitstechnische Einrichtungen und 1
Vorkehrungen
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Num- |Benennung Anzahl der

mer Seiten

16.1.3.1|Bedienungsanleitung Nordex Delta4000 118

16.1.3.2 | Erdungsanlage der Windenergieanlage Nordex Delta4000 10

16.1.3.3 | Blitzschutz und elektromagnetische Vertraglichkeit Nordex Del- 10
ta4000

16.1.3.4 | Sichtweitenmessung Nordex Delta4000

16.1.3.5|Beschreibung Fledermausmodul Nordex Delta4000 10

16.1.3.6 | Information zur gutachterlichen Stellungnahme zur Eisabschal- 1
tung

16.1.3.7 | Gutachten zu Risiken durch Eiswurf und Eisfall am Standort 36
Riepsdorf-Gromitz 2

16.1.3.8 | Beschreibung Integrierter Sensor zur Eiserkennung Nordex 8
Delta4000

16.1.3.9| Gutachterliche Stellungnahme zur Funktionalitat des internen 8
Eiserkennungssystems

16.1.4 |Windenergieanlagen Standsicherheit 1

16.1.5 |Windenergieanlagen Anlagenwartung 1

16.1.5.1| Allgemeine Wartungsanleitung Nordex Delta4000 18

16.1.6 |Windenergieanlagen Zuwegung, Kabelverbindung, Kranstellfla- 1
che

16.1.6.1 | Kran- und Transportspezifikation Nordex Delta4000 87

16.1.7 |Windenergieanlagen Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 1

16.1.7.1 |Kennzeichnung von Nordex-WEA Nordex Delta4000 14

16.1.7.2 | Kennzeichnung von Nordex-WEA in Deutschland Nordex Del- 10
ta4000

16.1.7.3 | Mitteilung Luftfahrthindernis 2

16.1.7.3 | Mitteilung Luftfahrthindernis sign 2

16.1.8 |Abstande/Erschlieung 4

16.1.9 |Daten der beantragten Anlage 1

16.1.10 | Oktavschalleistungspegel 1

17. Sonstige Unterlagen

171 Sonstige Unterlagen 1

17.1.1 |Formular zur Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken mit 4
Karte

17.1.2 |Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken — Antwort BNetzA 2

17.1.3 |Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken — Antwort Telefoni- 2
ca 02

17.1.4 | Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken — Antwort Vodafo- 7
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Num- |Benennung Anzahl der
mer Seiten

ne

17.1.5 |Ruckbauverpflichtung zurickzubauende Alt-WKA

17.1.6 |Registrierungsbestatigung Marktstammdatenregister Alt-WKA

17.1.7 |Registrierungsbestatigung Marktstammdatenregister Alt-WKA

17.1.8 |Registrierungsbestatigung Marktstammdatenregister Alt-WKA

17.1.9 |Formular Richtfunk Bauleitplanung
17.1.10 |Ubersichtskarte Richtfunk

= (N W W Ww| -

B Begriindung
| Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma RWE Wind Onshore & PV Deutschland GmbH, Lister Stral3e 10, 30163
Hannover hat mit Datum vom 30. November 2023, Unterlagen zuletzt erganzt am
2. Juli 2025, beim Landesamt fur Umwelt (LfU) den Antrag auf eine Neugenehmi-
gung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windkraftanlage (WKA) des Typs Nor-
dex N149/5.X mit einer Nabenhohe von 104,7 Metern, einem Rotordurchmesser
von 149,1 Metern, einer Gesamthdhe von 179,25 Metern und einer Nennleistung
von 5,7 Megawatt gestellt.

23738 Riepsdorf

Gemarkung: Riepsdorf
Flur: 4
Flurstuck: 9

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in der Gemeinde
23738 Riepsdorf, Gemarkung Riepsdorf, Flur 4, Flurstlck 9.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende MalRnahmen realisiert werden:
» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen,

* Herstellung des Fundaments (Flachgrindung),

* Errichtung einer Windkraftanlage,

* Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung.
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2.1

Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage des Typs Nordex
N149/5.X am oben angegebenen Standort bedarf einer Genehmigung nach § 4
BImSchG in Verbindung mit Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur
Durchfiihrung des Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV), da das Vorhaben in
besonderem Male geeignet ist, schadliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen
oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, er-
heblich zu benachteiligen oder erheblich zu belastigen.

Uber die Zulassigkeit des Vorhabens ist gemaR § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 4.
BImSchV in einem Vereinfachten Genehmigungsverfahren ohne Offentlichkeitsbe-
teiligung zu entscheiden. Gemal § 19 Absatz 3 BImSchG wird auf Antrag der Tra-
gerin des Vorhabens abweichend davon ein férmliches Genehmigungsverfahren
mit Offentlichkeitsbeteiligung durchgefihrt.

Gemal § 2 Nummer 3 der Landesverordnung Uber die zustandigen Behorden
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medientber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
standige Behdrde fur die Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens.

UVP-Pflicht

Aufgrund der Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur
Festlegung eines Rahmens flr einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneu-
erbarer Energien (EU-NotfallVO) in Verbindung mit dem Gesetz zur Festlegung
von Flachenbedarfen fur Windenergieanlagen an Land (Windenergieflachenbe-
darfsgesetz — WindBG) wurde eine Umweltvertraglichkeitsprifung nicht durchge-
fuhrt.

In § 6 Absatz 1 WindBG heil3t es: Wird die Errichtung und der Betrieb einer WKA
in einem zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung ausgewiesenen Windvorrang-
gebiet beantragt, ist im Genehmigungsverfahren abweichend von den Vorschriften
des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprafung eine Umweltvertraglichkeits-
prufung und abweichend von den Vorschriften des § 44 Absatz 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes eine artenschutzrechtliche Prufung nicht durchzufuhren.

Dies findet nur Anwendung, wenn bei Ausweisung des Windvorranggebietes eine
Umweltprifung durchgeflihrt wurde und das Windvorranggebiet nicht in einem Na-
tura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nationalpark liegt.

Der Regionalplan fur den Planungsraum IIl (Windenergie an Land) in Schleswig-
Holstein ist am 31.Dezember 2020 in Kraft getreten und damit wirksam geworden.
Fir das ausgewiesene Windvorranggebiet PR3_OHS 040, in welchem der Stand-
ort der hier genehmigten Windkraftanlage liegt, wurde eine Strategische Umwelt-
prufung (SUP) durchgefihrt und das Windvorranggebiet liegt nicht in einem Natu-
ra 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nationalpark.

Damit sind die Anforderungen des § 6 Absatz 1 WindBG erfullt, eine Umweltver-
traglichkeitsprifung war daher nicht durchzufihren.
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2.2

23

Erfordernis einer Vertraglichkeitsprifung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu Uberprifen, wenn
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeintrachtigen.

Fir die FFH-Vertraglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeutung, die
sich auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets und die fur sie mafigeblichen Be-
standteile auswirken kénnen.

Im Einwirkbereich der hier genehmigten Windkraftanlage befinden sich keine Na-
tura-2000-Gebiete. Eine Vertraglichkeitsprifung war nicht erforderlich.

Behordenbeteiligung

» Kreisverwaltung Ostholstein mit den Fachbereichen:
— Bauaufsicht,
— Brandschutz,
— Wasser- und Bodenschutz,
— Naturschutz,
— Denkmalschutz,
— Abfall.

* Gemeinde Riepsdorf Uber das Amt Lensahn;

* Landesamt fur Umwelt - Dezernat 52 — Landschaftsentwicklung, Eingriffe und
Windenergie - Obere Naturschutzbehdrde, Flintbek;

« Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes
Schleswig-Holstein — Untere Forstbehdrde — AulRenstelle Flensburg;

* Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn;

» Landesbetrieb fir Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein — Luftfahrtbe-
horde, Kiel,

» Landesbetrieb flr Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein — Niederlas-
sung Lubeck;

* Fernstrallen-Bundesamt, Leipzig;

 DEGES Deutsche Einheit Fernstrallenplanungs- und -bau GmbH, Berlin;

* Autobahn GmbH des Bundes — Niederlassung Nord, Hamburg;

* Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit, Libeck;

» Landesamt fir Denkmalpflege, Kiel;

« Archaologisches Landesamt, Schleswig, als Obere Denkmalschutzbehorde;

« Bundesnetzagentur, Berlin;
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» Deutsche Telekom Technik GmbH — Planungsanzeigen —, Libeck;

* Wasser- und Bodenverband Cismar;

« Dataport, Hamburg;;

« Schleswig-Holstein Netz AG, Ponitz;

« TenneT TSO GmbH, Lehrte;

e Gasunie Deutschland Service GmbH, Hannover;

» Eisenbahn-Bundesamt, Aulienstelle Hamburg/Schwerin;

« Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Nord, Hamburg;

» Landesamt fir Bergbau, Energie und Geologie, Hannover;

* Wasserstralen- und Schifffahrtsamt Nord-Ostsee-Kanal — Standort Lubeck;

» Deutscher Wetterdienst, Verwaltungsstelle Hamburg.

Die von diesen Behorden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen
berucksichtigt.

Unterrichtung der Umweltverbande

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurden Kurzbeschreibungen des ge-
planten Vorhabens an die folgenden anerkannten Naturschutzverbande versandt:

» Arbeitsgemeinschaft der nach § 29 BNatSchG anerkannten Verbande, Kiel;

* Bund fur Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband
Schleswig-Holstein e. V., Kiel;

» Naturschutzbund Deutschland (NABU), Landesverband Schleswig-Holstein
e. V., Neumunster.

Von den Naturschutzverbanden wurden keine Einwendungen gegen das Vorha-
ben erhoben.

Bekanntmachung / Auslegung

Nach § 10 Absatz 3 BImSchG hatte das Landesamt fur Umwelt das Vorhaben in
seinem amtlichen Veroffentlichungsblatt und auf seiner Internetseite offentlich be-
kannt zu machen.

Diese 6ffentliche Bekanntmachung erfolgte am 10. Dezember 2025:
* im Amtsblatt Schleswig-Holstein

* im Internetportal BOB-SH BImSchG unter BImSchG.Bob-sh.de

Antrag und Antragsunterlagen, aus denen sich die Angaben zur Art, zum Umfang
und zu moglichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens ergeben, lagen in der
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2.7

2.8

Zeit von 18. Dezember 2025 bis einschlieflllich 19. Januar 2026 zur Einsicht auf
folgender Internetseite aus:

* Internetportal BOB-SH BImSchG unter BImSchG.Bob-sh.de

Einwendungen

Innerhalb der Einwendungsfrist in der Zeit vom 18. Dezember 2025 bis einschliel3-
lich zum 2. Februar 2026 sind gegen das Vorhaben keine Einwendungen einge-
gangen.

Der fUr den 23. April 2026 vorgesehene Erorterungstermin fand daher nicht statt.
Erdrterungstermin

Das Landesamt fur Umwelt hat gemafl} § 12 Absatz 1 der 9. BImSchV entschie-
den, dass kein Erorterungstermin durchgefuhrt wird. Diese Entscheidung wurde
am 10. Marz 2026 im Amtsblatt Schleswig-Holstein und im Internetportal BOB-SH
BImSchG offentlich bekannt gemacht.

Anhorung

Die Antragstellerin wurde gemal} § 87 Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Hols-
tein am 14. Juli 2026 zum Genehmigungsbescheid angehort.

Anmerkungen und Hinweise oder Klarstellungen wurden geprift und, wenn richtig
oder zweckmaRig, in den Bescheid Ubernommen.

Sachprifung

Die Voraussetzungen flr die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in § 6
BImSchG aufgefuhrt. Danach muss die Erfullung der sich aus § 5 BImSchG und
einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden Pflich-
ten sichergestellt sein und es dirfen keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage
entgegenstehen.

Zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens geprtft worden, ob die sich aus § 5
BImSchG ergebenden Grundpflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger An-
lagen erflllt werden.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vor-
habens keine Grunde ergeben hat, die einer positiven Entscheidung Uber die Zu-
lassigkeit des Vorhabens in Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge entgegen-
steht.

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 40 von 62


https://bimschg.bob-sh.de/

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen flr die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heil3t, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG).

Nach § 3 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen ,Immissionen, die nach
Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufuh-

13

ren-.

Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die
in Form von Schallimmissionen, periodischem Schattenwurf und Turbulenzen auf-
treten.

Die Anforderungen gemaf § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG sind erfullt, wenn
durch die eingereichten Unterlagen dargelegt oder durch Nebenbestimmungen si-
chergestellt ist, dass von der Anlage keine schadlichen Umwelteinwirkungen und
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheblichen Belastigungen fur die
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden konnen.

Die Priufung des Schutzes gemal § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG umfasst die
Punkte:

Schall
A | — Inhaltsbestimmungen
Al211

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schadliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Gerausche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) maf3geblich.
Aulerdem ist der Erlass des MEKUN vom 19. Mai 2025 zur Einfuhrung der aktuel-
len LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-
Holstein zu beachten.

Die der Windkraftanlage am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen
Raumen liegen Uberwiegend im AuRenbereich bzw. Dorf-/Mischgebiet und im all-
gemeinen Wohngebiet. Die TA Larm nennt fir solche Wohnraume die nachfolgend
aufgeflhrten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten
Windkraftanlage bericksichtigt wurden.

Mischgebiet:
« tags 60 dB(A) von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr und
* nachts 45 dB(A) von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr

Allgemeines Wohngebiet:
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« tags 55 dB(A) von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr und
* nachts 40 dB(A) von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm re-
levant ein, wenn der Schallimmissionspegel gro3er ist als der Immissionsrichtwert
(IRW) minus 10 dB(A).

Grundlage fur die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier
genehmigten Windkraftanlage ist die Schallimmissionsprognose der DNV Energy
Systems Germany GmbH vom 7. Mai 2025 (Bericht-Nummer 10510269-A-4-B) .

Hinsichtlich der Gebietseinstufung und des damit verbundenen Schutzniveaus der
malgeblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der Windkraftanla-
ge an den Immissionsorten wird auf die oben genannte Schallimmissionsprognose
verwiesen.

Danach befinden sich tagsiber mit dem von der Nordex Energy GmbH flr den
leistungsoptimierten Betrieb (Mode 0) angegebenen maximalen immissionswirksa-
men Schallleistungspegel von Lwa= 107,3 dB(A) (N149-5,7 STE — Mode 0 ein-
schlie3lich einer Emissionsunsicherheit von 1,7 dB(A)) keine Immissionsorte im
Einwirkbereich der WKA. Fur die Tageszeit war daher keine Betriebsbeschrankung
festzusetzen.

Ausweislich der Schallimmissionsprognose kann die Nichtlberschreitung der IRW
von 45 dB(A) zur Nachtzeit an den malfdgeblichen Immissionsorten nur mit einer
schallreduzierten Betriebsweise erreicht werden. An einigen maf3geblichen Immis-
sionsorten lag der Teilbeurteilungspegel um mindestens 10 dB(A) unter dem IRW
und war somit gemalf Ziffer 3 des Erlasses zur Einfihrung der aktuellen LAI-Hin-
weise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen vom 19. Mai 2025 irrele-
vant.

Bei nachtlichem Betrieb der geplanten Nordex N149/5.7 STE mit den gemaf A |
2.1.1 maximal zulassigen Emissionspegeln wird — unter Berucksichtigung des Ru-
ckbaus der in A Ill 1.2 aufgefihrten Alt-WKA - der Immissionsrichtwert der TA Larm
von 45 dB(A) an dem Immissionsort IO 10no durch die Gesamtbelastung um 1
dB(A) Uiberschritten. Diese Uberschreitung ist durch die Vorbelastung bedingt, wel-
che am Immissionsort 10 10no bei 45,4 dB(A) liegt. Gemal TA Larm 3.2.1 Absatz
3 darf eine Genehmigung auch dann nicht versagt werden, wenn dauerhaft sicher-
gestellt ist, dass die Uberschreitung des Immissionsrichtwert nicht mehr als 1
dB(A) betragt, so dass gemal Ziffer 3.1.2 Absatz 3 der TA Larm mit den den ge-
maf A 1 2.1.1 maximal zulassigen Emissionspegeln im Sinne der TA Larm keine
Bedenken aus der Sicht des Immissionsschutzes zu erkennen sind.

An acht Immissionsorten der Betrachtung ergeben sich rechnerisch sogar Redu-
zierungen der Immissionsbelastung.

Daher wurde der Betrieb der Windkraftanlage fir die Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr
auf die unter A | 2.1.1 genannte Drehzahl und Leistung sowie den Betriebsmodus
und der dort aufgefuhrten Oktavschallleistungspegel Lwa ok begrenzt. Die Festset-
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zung der Oktavschallleistungspegel Lwa, o« erfolgte auf Grundlage der in der Schal-
limmissionsprognose verwendeten Lwao, okt

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer Mess-
unsicherheit von or = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells von

. , 1,28 /ogrog+o§
Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt =1,43 dB(A)

zu berucksichtigen. Auf die Unsicherheit der Serienstreuung wurde in der Berech-
nung verzichtet, da gemaf Auflage 2.2.2 eine Abnahmemessung der Windkraftan-
lage erfolgt.

Die Schallausbreitungsrechnung der Prognose wurde mit den folgenden Oktav-
schalleistungspegeln Lwa, okt durchgefihrt:

Frequenz f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 | 4000
Lwa, okt [dB(A)] 89,6 | 959 | 995 | 102,1 | 102,8 | 100,3 | 92,7

Unter Inhaltsbestimmung A | 2.1.1 wird festgelegt, dass es sich weiterhin um einen
genehmigungskonformen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen
wird, dass trotz Uberschreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktav-
schallleistungspegel Lwa, okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel
nicht Uberschritten werden.

Unter Al 2.1.1 ist die 8.000 Hz Oktave nicht mit aufgeflhrt worden, weil diese an
den nachsten schitzenwuardigen Nutzungen keine Relevanz entfaltet. Nach TA
Larm ist die Anwendung einer 8.000 Hz Oktave auch nur in begrindeten Einzelfal-
len zulassig.

Al213

Da fur den beantragten WKA Typ keine Schallvermessung vorliegt, wurden flr die
Schallimmissionsprognose als Eingangskenngréf3en die Angaben des Herstellers
zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet.

Gemal den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen
(WKA) vom 30. Juni 2016 soll in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis
zur Abnahmemessung zur Nachtzeit abgeschaltet werden.

Abweichend davon soll gemafly dem oben genannten Erlass vom 19. Mai 2025 zur
EinfUhrung der aktuellen LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Wind-
kraftanlagen in Schleswig-Holstein in diesen Fallen die betreffende Windkraftanla-
ge bis zur Abnahmemessung zur Nachtzeit in einem um 3 dB(A) schallreduzierten
Modus betrieben werden. Daher darf die Windkraftanlage unter Bertcksichtigung
des oben genannten Sicherheitszuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis
der Inhaltsbestimmung Nummer A | 2.1.3 nur mit der geringeren Leistung und
Drehzahl betrieben werden.
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Al21.4

Der Betrieb der Windkraftanlage wahrend der Herunterregelung durch die Netzbe-
treiberin wurde nicht in der zum Antrag gehérenden Schallimmissionsprognose be-
trachtet. Dennoch bedarf es auch flr diese Betriebsweise der Emissionsbegren-
zung. Es waren fur die Nachtzeit daher dieselben Oktavschallleistungspegel fest-
zusetzen wie flr den beantragten Betriebsmodus.

A lll - Nebenbestimmungen
Auflage 2.2.2

Zur Uberpriifung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel fur die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsachlich nicht Gberschritten werden, bedarf es der Abnahmemes-
sung als Schallleistungsmessung. Die Auflage 2.2.2 legt die konkretisierenden An-
forderungen an die Abnahmemessung gemal den LAI-Hinweisen zum Schallim-
missionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie fir Wind-
kraftanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1,
Revision 19, Stand 1. Marz 2021) fest.

Gemal den LAI-Hinweisen ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Wind-
geschwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet
wird. Die emissionsseitige Abnahmemessung soll nach den Mess- und Auswerte-
vorschriften der jeweils aktuellen Fassung der FGW-Richtlinie TR 1 durchgeflhrt
werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter stérenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfalschen, von vornherein verhindern.
Nach dem Stand der Technik betragt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr
geeignet sind, eine verlassliche Aussage Uber die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prufung auffalliger WKA-Gerausche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu konnen.

Auflage 2.2.3

Die Auflage ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskonformen Be-
triebs trotz Uberschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel erforder-
lich. Hierflr stellt die Nichtiberschreitung der Immissionspegel des Prognosegut-
achtens das hoherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an den Immis-
sionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Abnahmemes-
sung ermittelt werden, durfen die Teilbeurteilungspegel des Prognosegutachtens
der Antragsunterlagen nicht Uberschreiten.
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Auflage 2.2.4

In den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen wurden
Regelungen zur Tonhaltigkeit getroffen, die in der Auflage 2.2.4 Gbernommen wur-
den. Dadurch wird sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belastigungen
durch tonhaltige Gerausche kommt.

Auflage 2.2.5

Der nachtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemalen
Betrieb der Windkraftanlage und unter Berucksichtigung anderer relevanter Quel-
len (zum Beispiel weitere Anlagen) ausgeschopft. Dies bedeutet, dass eine Zunah-
me der Emissionen zu einer immissionsrelevanten Uberschreitung beitragen wiir-
de. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Abweichungen vom Regelbe-
trieb ton- oder impulshaltige Gerausche entstehen. Nach A.3.3.5 und A.3.3.6 TA
Larm sind fur ton- oder impulshaltige Gerausche Zuschlage zur Bestimmung des
Beurteilungspegels erforderlich (zum Beispiel mindestens 3 dB bei Tonhaltigkeit).
Zudem entspricht dieses Betriebsgerausch nicht dem Stand der Technik, weshalb
auch unter Bertcksichtigung des Vorsorgegrundsatzes gemaf} § 5 Absatz 1 Num-
mer 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten von ton- oder impulshaltigen
Gerauschen nachts abzuschalten ist.

Auflage 2.2.6

Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklarung zum Verhalten der
WKA bei Herunterregelungen durch die Netzbetreiberin vom 10. Februar 2021
wurde gepruft und der Betriebszustand als zulassig angesehen.

Auflage 2.2.7

Der Betrieb von Windkraftanlagen tragt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund
der Abstande zu Wohnraumen nicht zu einer Uberschreitung von Richtwerten fir
tieffrequente Gerausche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wartig beantragten Windkraftanlagentypen immer hoher werden und die Rotoren
immer grolRere Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt, dass
sich dadurch das Frequenzspektrum der Windkraftanlage verschiebt. Tieffrequente
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und gréf3er werdenden Roto-
ren immer hdher. Darlber hinaus ist festzuhalten, dass sich Bewohner von Hau-
sern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene Malinahmen gegen tief-
frequenten Schall schitzen konnen. Auch gibt es kein anerkanntes Prognosever-
fahren zur Bewertung von tieffrequenten Gerauscheinwirkungen in benachbarten
Innenraumen. Tieffrequente Gerausche konnen gemaf TA Larm nur durch Mes-
sungen nach der DIN 45680 bei bestehenden Anlagen ermittelt werden. Daher ist
aus Grunden der Vorsorge eine Auflage zur Begrenzung der tieffrequenten Gerau-
sche festzusetzen.

Sollte es zu Beschwerden Uber tieffrequente Gerausche von der Windkraftanlage
kommen, stellt die Auflage 2.2.7 sicher, dass bei einer eventuell erforderlichen
Messung und Bewertung der tieffrequenten Gerausche nach der DIN 45680,
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Stand Marz 1997, die Nichtlberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden
kann.

Auflagen 2.2.8 und 2.2.9

Die mit diesen Auflagen vorgegebenen Pflichten zur Aufzeichnung der Betriebszu-
stande sind zur Sicherstellung der Nichtuberschreitung der Immissionsrichtwerte
an den Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelmaRige Uberpriifbar-
keit der genehmigten Betriebszustande ermdglichen. So korreliert das Schallemis-
sionsverhalten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordrehzahl und der
Windgeschwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftanlage messtech-
nisch erfasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht permanent gemessen
und aufgezeichnet.

Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
uberschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewahrleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Uber-
prifbarkeit. Dieses wird (iber eine Aufzeichnungs- und Ubermittlungspflicht an die
zustandige Uberwachungsbehdrde erreicht und stellt hier den geringstméglichen
Aufwand dar.

Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeitraume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10-Minuten-Mittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10-Minuten-Mittelwerte angeben wird.

Auflage 2.2.16

Die Antragsunterlagen enthalten keine beurteilbaren Sachverhalte, die die Errich-
tungsarbeiten der Windkraftanlage betreffen. Mit der Auflage 2.2.16 wird klar gere-
gelt, in welchem Zeitabschnitt larmintensive Arbeiten durchgefuhrt werden missen
und gleichzeitig wird dem Genehmigungsinhaber Gelegenheit gegeben, diese Ar-
beiten rechtzeitig einzuplanen.

Schattenwurf
A lll - Nebenbestimmungen

Die Schattenwurfprognose DNV Energy Systems Germany GmbH vom 9. Mai
2025 (Bericht-Nummer 10510269-A-5-A) ist Bestandteil dieser Entscheidung.

Die Berechnung zeigt an mehreren untersuchten Immissionsorten eine Uber-
schreitung der LAI-Richtwerte von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro 12 Mo-
nate (Worst Case). Bei Beachtung Nebenbestimmungen dieser Genehmigung ist
jedoch sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belastigungen durch Schatten-
wurf kommt.

Auflage 2.2.10

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthalt, wird durch diese Auflage
sichergestellt, dass die genehmigte Windkraftanlage keinen zusatzlichen Beitrag
oberhalb der Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.
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Auflage 2.2.11

Die Richtwerte zum Schattenwurf sind vom LAl empfohlen worden. Die Protokolle
sind Uber den Zeitraum eines Jahres aufzubewahren, da der Richtwert von 8 Stun-
den einen Beurteilungszeitraum von 12 Monaten aufweist. Die vorgeschriebene
Protokollierung dient der Beweissicherung und Uberwachung von Auflage 2.2.10.

Auflage 2.2.12

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern kdnnen. Dies soll durch die Auflage
2.2.12 minimiert werden. Der mdgliche zusatzliche Aufwand im Rahmen von Ser-
vicearbeiten ist relativ gering.

Auflage 2.2.13

Der Betrieb der Windkraftanlage muss so erfolgen, dass schadliche Umwelteinwir-
kungen bereits ab Inbetriebnahme nicht entstehen kénnen. Verantwortlich dafir ist
die Betreiberin der Windkraftanlage, an die sich die Auflage 2.2.13 richtet.

Auflage 2.2.14

Meistens zeigen sich Fehlfunktionen der Schattenabschaltautomatik erst beim Be-
trieb der Anlage. Haufig bekommt dies der/die Betreiber/in der Windkraftanlage
gar nicht mit, sondern erst der betroffene Nachbar. Die Fehlerquellen kbnnen sehr
komplex sein. Die Auflage 2.2.14 soll sicherstellen, dass Fehlfunktionen und Ursa-
chen durch eine unabhangige Sachverstandige Stelle schnell und wirksam erkannt
werden und weitere Uberschreitungen durch Schattenwurf verhindert werden.

Disco-Effekt von Rotorblattern

Durch die Spiegelung des Sonnenlichts auf Rotorblattern konnen Lichtblitze (soge-
nannter Disco-Effekt) auch Uber grofere Reichweiten als stérend empfunden wer-
den. Durch die aufgenommene Nebenbestimmung Nummer 2.2.15 in die Geneh-
migung ist sichergestellt, dass die Rotoroberflachen graue Anstriche und matte
Oberflachen erhalten und dem Disco-Effekt vorgebeugt wird.

Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzwirkung im Nachlauf der hier ge-
nehmigten WKA wurde in dem Gutachten ,Prifung der Riepsdorf-Grémitz (Schles-
wig-Holstein)“ vom 27. Juni 2025 (TUV Siid Industrie Service GmbH , Bericht
Nummer MS-2209-173-SH-SC-de) untersucht.

Die Berechnungen ergaben, dass der Einfluss der hier genehmigten WKA auf eine
benachbarte bestehende WKA so grof} ist, dass es hierdurch zu einer signifikan-
ten Erhohung der effektiven Turbulenzintensitat an der benachbarten WKA kommt.
Um diesen Einfluss auszuschliel3en, muss die hier genehmigte WKA beim Auftre-
ten der entsprechenden Nachlaufsituationen abgeschaltet bzw. reduziert betrieben
werden. Dies wurde durch die Inhaltsbestimmung A | 2.1.6 festgelegt.
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1.2

Unter Berlcksichtigung der in der Inhaltsbestimmung A | 2.1.6 festgesetzten sek-
toriellen Abschaltung bzw. Betriebsbeschrankung ist die Standorteignung gemafn
der DIBt— Richtlinie (Deutsche Institut fur Bautechnik) bzgl. Turbulenzen fur die
hier genehmigte WKA nachgewiesen.

Eine schadliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belastigung oder
eines erheblichen Nachteils ist unter diesen Voraussetzungen nicht zu erwarten.

Wertminderung

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile
durch das Vorhaben, kdnnen auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive
Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren offentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

Mitteilungspflicht

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zustandigen Behorde, da-
mit im Falle einer Stérung des Betriebes frihzeitig geeignete Mallnahmen ergriffen
werden kdnnen und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schadli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schutzt werden.

Als bedeutsame Stérung im Sinne der Auflage Nummer 2.2.1 wird ein Ereignis wie
ein schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Storung des bestim-
mungsgemafen Betriebs mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (zum
Beispiel Abbruch eines Flugels, Brandschaden).

Das alleinige Ansprechen von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne
einen Stoffaustritt, Schadensfall oder ahnlichem |6st in der Regel noch keine Mel-
depflicht aus.

Vorsorgepflicht gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belastigungen, insbesondere durch die dem Stand der
Technik und der Besten verfligbaren Technik entsprechenden MalRnahmen, das
heildt vorbeugende Mallnahmen gegen die Entstehung potentiell schadlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG).

Die Prufung der Vorsorge gemal} § 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG umfasst die
Punkte:

Eisabwurf

Der moglichen Gefahrdung durch Eisabwurf von der WKA wird durch eine Ab-
schaltung der WKA vorgebeugt. Dazu ist die WKA mindestens mit dem internen
Nordex-Eiserkennungssystem auszustatten (Auflage 2.4.4.1).

Dabei wird Eisansatz entweder durch Vibrationen infolge ungleichmaRigen Eisan-
satzes, durch eine Abweichung von der Sollkennlinie aufgrund verschlechterter
Aerodynamik oder durch eine Differenz zwischen der Schalensternanemometer-
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und der Ultraschallanemometer-Messung afgrund vereister Anemometerschalen
detektiert.

Die Funktionalitat des internen Nordex-Eiserkennungssystems wurde gemaf der
eingereichten gutachterlichen Stellungnahme vom 6. November 2014 (TUV NORD
SysTec GmbH & Co. KG, Berichts-Nummer 8111838274 Rev. 0) gutachterlich ge-
pruft und bestatigt.

Gemal des eingereichten Gutachtens zu Risiken durch Eiswurf und Eisfall am
Standort Riepsdorf Gromitz 2 vom 27. Juni 2024 (Fluid & Energy Engineering
GmbH & Co. KG, Bericht Nummer 2023-K-027-P4-R0) sind die Schutzobjekte im
Bereich der WKA nicht ibermalig gefahrdet.

Sowohl das kollektive als auch das individuelle Risiko, das aufgrund von Eisab-
wurf besteht, kann demnach als gering bewertet werden. Daher werden weitere —
als die in den Auflagen 2.4.4.1 bis 2.4.4.3 genannten — risikomindernde Maf3nah-
men nicht gefordert.

Schall

Durch die in den Auflagen 2.2.2 und 2.2.3 geforderte Nachmessung wird sicherge-
stellt, dass keine erheblichen Nachteile und Belastigungen entstehen konnen.
Ebenso wird durch die Auflage 2.2.7 sichergestellt, dass auch durch tieffrequente
Gerausche eine schadliche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

Schattenwurf

Die Nebenbestimmung Nummer 2.2.12 stellt sicher, dass durch eine regelmallige
Uberpriifung und Wartung des Lichtsensors die Abschalteinrichtung funktionsfahig
bleibt und keine erheblichen Nachteile und Belastigungen entstehen kdnnen.

1.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind gemal} § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewahrleistung eines hohen Schutzni-
veaus fur die Umwelt insgesamt Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Abfalle
verwertet und nicht zu verwertenden Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der
Allgemeinheit beseitigt werden.

Abfalle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht mdglich
oder nicht zumutbar ist. Die Vermeidung ist unzulassig, soweit sie zu nachteilige-
ren Umweltauswirkungen fihrt als die Verwertung. Die Verwertung und Beseiti-
gung von Abfallen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Die Antragstellerin hat im Antrag dargestellt, dass die im Betrieb und bei Service-
arbeiten anfallenden Abfalle ordnungsgemal} entsorgt werden. Durch die Auflage
2.3.2 wird sichergestellt, dass eine Uberpriifung der Entsorgung anhand der Ent-
sorgungsbelege durchgefliihrt werden kann.
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Nicht Prifgegenstand des anlagenbezogenen Genehmigungsverfahrens nach
dem BImSchG sind die Auswirkungen des Verwertungs- und Beseitigungsweges.
Far die Art und Weise der Verwertung oder Beseitigung gelten die abfallrechtlichen
Vorschriften. Unter Beachtung der in den Nebenbestimmungen festgelegten Anfor-
derungen werden die Betreiberpflichten des § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG er-
fallt.

14 Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4
BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur
Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fir die Umwelt insgesamt Energie
sparsam und effizient verwendet wird.

Durch die Windkraftanlage wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozess-
bedingte Abwarme kann nicht weiter genutzt werden.

1.5 Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der Anla-
ge oder dem Anlagengrundstuck keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden kénnen (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

Im Falle der Betriebseinstellung ist die Windkraftanlage (WKA) zeitnah zu demon-
tieren, das Fundament zurtickzubauen und der urspringliche Zustand wiederher-
zustellen. Dies wird durch die Auflage 2.1.5, die sich an die Betreiberin richtet, si-
chergestellt.

Mit den in den Antragsunterlagen beschriebenen MalRnahmen nach eventueller
Betriebseinstellung ist sichergestellt, dass von der Anlage oder dem Anlagen-
grundstuck keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden konnen.

2, Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemal § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prufen, ob sichergestellt
ist, dass die Erfullung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

3. Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere o6ffentlich-rechtliche Vorschriften
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behorden, deren Belange durch das Vorhaben berihrt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.
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3.1

3.2

Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit

Die beantragte Windkraftanlage soll in einem Bereich errichtet und betrieben wer-
den, der auRerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegt.

Die beantragte Windkraftanlage soll innerhalb des Geltungsbereichs des Bebau-

ungsplanes Nummer 5 ,GroRenholz* — 2. Anderung (Ortslage Gosdorf, Kreis Ost-
holstein) der Gemeinde Riepsdorf errichtet werden. Der B-Plan Nummer 5 ist am

13. April 2024 in Kraft getreten, damit rechtsverbindlich und im Rahmen der bau-

planungsrechtlichen Zulassigkeitsprifung anzuwenden.

Das beantragte Vorhaben ist daher nach § 30 BauGB zu beurteilen. Nach § 30 Ab-
satz 1 ist das Vorhaben planungsrechtlich zulassig, da es der Nutzung der Wind-
energie dient und die Erschlielung gesichert ist. Die beantragte Windkraftanlage
entspricht den Festsetzungen des qualifizierten Bebauungsplanes Nummer 5.

Der Bebauungsplan Nummer 5 |asst Windkraftanlagen mit einer Héhe von 180
Meter zu. Dass die ErschlieBung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Un-
terlagen.

Das beantragte Vorhaben steht der Raumordnung nicht entgegen. Mal3geblich fur
die Beurteilung ob das Vorhaben die Anforderungen der Raumordnung des Lan-
des Schleswig-Holstein erflllt, ist die Teilaufstellung des Regionalplans Planungs-
raum Il (Windenergie an Land). Die Landesverordnung Uber die Teilaufstellung
des Regionalplans fir den Planungsraum Il vom 29. Dezember 2020 ist im Ge-
setz- und Verordnungsblatt vom 30. Dezember 2020 verdffentlicht und am 31. De-
zember 2020 in Kraft getreten. Das geplante Vorhaben befindet sich innerhalb der
Windvorrangflache PR3_OHS_040 des Regionalplans.

Dass sonstige offentliche Belange dem beantragten Vorhaben entgegenstehen
konnten, ist nicht erkennbar. Eine Beteiligung der fur diese Belange zustandigen
Behorden hat keine Hinweise gegen das Vorhaben ergeben.

Somit ist das beantragte Vorhaben planungsrechtlich zulassig.
Naturschutz

A lll - Nebenbestimmungen

Bedingung 1.7

Nach § 6 Absatz 1 Satz 5 WindBG hat die Antragstellerin fir den Fall, dass Daten-
grundlagen fehlen oder geeignete SchutzmalRnahmen nicht verfugbar sind, eine
Geldzahlung zu leisten. Fur den Baumfalken gibt es aktuell keine Schutzmalinah-
me. Da hier eine Malinahme fur Vogel vorgesehen ist, der eine Betriebsbeschran-
kung der WKA zugrunde liegt, ist eine Zahlung im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 7
Nummer 1 WindBG erforderlich und somit die Hohe der jahrlich zu leistenden Zah-
lung von 450,00 € je MW. Dies entspricht bei der Leistung der beantragten WKA
von 5,7 MW einer Summe von 2.565,00 €.
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Auflage 2.5.2

Durch die Meldung der Zahlung kann das Land Schleswig-Holstein nachvollzie-
hen, wie viel Geld zu Artenschutzzwecken an den Bund gezahlt wird. Zudem wird
dokumentiert flr welche Arten und in welchem Raum Zahlungen geleistet werden.
Diese Informationen sind mal3geblich zur Steuerung zweckgebundener, artspezifi-
scher Mallnahmen.

Auflage 2.5.3

Durch Einhaltung der Bauausschlusszeit wird gewahrleistet, dass die Zugriffsver-
bote des § 44 Absatz 1i. V. m. Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG im Hinblick
auf Offenlandbruter nicht verwirklicht werden.

Das Verbot jeglicher Bautatigkeiten in der Zeit vom 1. Marz bis zum 15. August
dient dem Schutz der Offenlandbriter wahrend ihrer Brutzeit. Durch Bautatigkeiten
(Baufeldfreimachung/bauvorbereitende Mallnahmen, Wegebau, Fundamentbau,
Errichtung) besteht die Gefahr, dass Gelege zerstort oder Bruten aufgegeben wer-
den und somit das Tétungsverbot erflillt wird. Durch die Einhaltung von in der Bau-
zeitenregelung festgelegten Bauausschlusszeiten ist eine vollstandige Vermeidung
einer Verwirklichung des Totungsverbots erreichbar.

Die Anzeige des Baubeginns zwei Wochen im Voraus dient der Ermoglichung der
Uberwachung der Einhaltung der Bauausschlusszeiten.

Auflage 2.5.4

Alternativ zur Anordnung von Bauausschlusszeiten kann grundsatzlich auch durch
geeignete Schutzmalnahmen in Verbindung mit einer fachlich qualifizierten Um-
weltbaubegleitung sichergestellt werden, dass die Zugriffsverbote de§ 44 Absatz 1
i. V. m. Absatz 5 Nummer 1 bis 3 BNatSchG im Hinblick auf Offenlandbriter nicht
verwirklicht werden. Die Vorhabentragerin hat mit den Antragsunterlagen jedoch
ein unzureichendes Konzept fur solche Malinahmen vorgelegt, sodass fur eine
Abweichung von den angeordneten Bauausschlusszeiten die Einholung der vorhe-
rigen Zustimmung der Genehmigungsbehodrde zu etwaigen von der Vorhabentra-
gerin vorgesehenen alternativen SchutzmalRnahmen erforderlich ist. Bei der Zu-
stimmung zur Abweichung von der im Genehmigungsbescheid angeordneten Bau-
ausschlusszeit handelt es sich um einen eigenstandigen Verwaltungsakt, der von
der Genehmigungsbehdrde zu erteilen ist. Die Darlegung der geplanten alternati-
ven SchutzmalRnahmen muss spatestens acht Wochen vor dem geplanten Baube-
ginn erfolgen, um eine fachliche Abstimmung zwischen der Genehmigungsbehor-
de und der Oberen Naturschutzbehdrde zu ermdglichen.

Auflage 2.5.5

Eine Aktivitatserfassung fur Fledermause liegt nicht vor. Zur Vermeidung des T6-
tungsverbots gemal § 44 Absatz 1 Nummer 1i. V. m. Absatz 5 Satz 2 Nummer 1
BNatSchG fur schlaggefahrdete Fledermausarten wahrend der Aktivitatszeiten

wird der in der Auflage aufgeflhrte Abschaltalgorithmus angeordnet. Unter den in
der Auflage genannten Bedingungen werden hohe Aktivitaten schlaggefahrdeter
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Fledermausarten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die
Windkraftanlage zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon
ausgegangen, dass das Totungsrisiko zwar minimiert wird, es aber nicht sicher ist,
dass das Totungsrisiko unter die Signifikanzschwelle gebracht wird. Angesichts
der gewachsenen Gondelhdhe und Rotordurchmesser seit Einfuhrung der Stan-
dardabschaltparameter von 6 m/s und 10° C im Jahr 2012, wird davon ausgegan-
gen, dass das Kollisionsrisiko durch diese pauschalen Abschaltbedingen heute
nicht mehr hinreichend vermindert wird. Bei dem Abschaltalgorithmus handelt es
sich also nicht um eine Abschaltung auf der Grundlage eines Worst-Case-Szenari-
os. Aufgrund der verbleibenden Unsicherheiten ist gemal § 6 Absatz 1 Satz 4
WindBG auf Basis eines geeigneten Hohenmonitorings zu uberprufen, ob das To-
tungsrisiko durch den Abschaltalgorithmus ausreichend gemindert wird.

Als Abschaltung wird ein Zustand definiert, der den Trudelbetrieb einer WKA ein-
schlief3t, also keinen zwingenden Stillstand der WKA erfordert. Die Drehgeschwin-
digkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit aus dem Wind gedrehten Rotorblat-
tern und aktivierter Windnachfuhrung der Rotorgondel auf ein fur Fledermause un-
gefahrliches Mal} reduziert.

Der Parameter Niederschlag wird nicht berucksichtigt. Eine Berucksichtigung ware
nur moglich, sofern seitens der Antragstellerin ein von der Behdrde akzeptierter
Niederschlagssensor beantragt wird, der eine dauerhafte Funktionalitat sicher-
stellt. Bisher liegen fur keinen Niederschlagssensor Prufergebnisse aus einem Ve-
rifizierungsprozesses bezuglich der Zuverlassigkeit der Niederschlagsmessung fur
den Einsatz auf Windkraftanlagen und unter Beachtung der Abschaltbedingungen
VOr.

Auflage 2.5.6

Die zum Schutz der Fledermause vorgesehene Betriebsbeschrankung basiert
nicht auf einem Worst-Case-Szenario. Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten
ist gemal’ § 6 Absatz 1 Satz 4 WindBG durch eine Erfassung der Fledermausakti-
vitaten und der Wetterdaten der Abschaltalgorithmus anhand eines zweijahrigen
Gondelmonitoring zu tberprifen und erforderlichenfalls anzupassen.

Auflage 2.5.7

Fir die Arten Rotmilan und Rohrweihe wird durch die beantragte WKA ein signifi-
kant erhohtes Totungsrisiko ausgelost. Zur Vermeidung des Totungsverbots ge-
mal § 44 Absatz 1 Nummer 1i. V. m. Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 BNatSchG ist die
Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen anzuordnen.
Pfligen, Mahd- und Ernteereignisse I16sen eine hohe Attraktionswirkung fur Rotmi-
lane und Rohrweihen aus, da zuvor hochwduchsige, fur die Arten nur schwer nutz-
bare Flachen, wieder niedrigwlchsig und daher gut einsehbar werden. Zusatzlich
werden beim Pfligen und der Mahd/Ernte Kleinsauger und andere Tiere verletzt
oder getotet, die eine leichte Beute darstellen.

Die gepflugten, abgemahten oder abgeernteten Flachen bieten gunstige Jagdbe-
dingungen. Dementsprechend erhoht sich auf diesen Flachen das Kollisionsrisiko.
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Da fir beide Arten im Rahmen der RNA eine hohe Netto-Stetigkeit ermittelt wurde,
sieht die Antragstellerin eine Abschaltung von 48 Stunden vor. Bei den Abschalt-
vorgaben handelt es sich um eine fachlich anerkannte Schutzmal3ihahme zur Ver-
meidung der Tétung oder Verletzung von Rotmilan und Rohrweihe.

Als Abschaltung wird ein Zustand definiert, der den Trudelbetrieb einer WKA ein-
schliefdt, also keinen zwingenden Stillstand der WKA erfordert. Die Drehgeschwin-
digkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit aus dem Wind gedrehten Rotorblat-
tern und aktivierter Windnachfuhrung der Rotorgondel auf ein fur die betroffene Art
ungefahrliches Mal} reduziert.

Auflagen 2.5.8 und 2.5.9

Fir eine bestimmungsgemalie Umsetzung des Abschaltmanagements ist es notig,
dass die Betreibenden der WKA Uber anstehende Mahd- und Ernteereignisse in
Kenntnis gesetzt werden, damit eine rechtzeitige Abschaltung der betroffenen
WKA erfolgen kann. Die vertragliche Einbindung von Parkbetreuerinnen bzw.
Parkbetreuern oder Flachenbewirtschaftenden, denen die Verantwortung zur Mel-
dung des Mahd- und Ernteereignisses ubertragen wird, kann hinreichend sicher-
stellen, dass das Abschaltmanagement bestimmungsgeman umgesetzt wird. Um
die bestimmungsgemalie Umsetzung kontrollieren zu kdnnen, ist sowohl die Do-
kumentation der Abschaltung als auch die rechtzeitige Mitteilung der bevorstehen-
den landwirtschaftlichen Tatigkeit erforderlich. Dartber hinaus darf die vertragliche
Verpflichtung oder das Abschaltmanagement nicht ohne Zustimmung der Geneh-
migungsbehdrde und der ONB geandert werden, um zu vermeiden, dass eine rei-
bungslose Umsetzung nicht mehr gewahrleistet werden kann, bzw. um sicherzu-
stellen, dass abschaltauslésende Flachen wahrend der gesamten Laufzeit der
WKA aufrechterhalten werden.

Auflage 2.5.10

Die Gestaltung der Mastful3brache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf Vo-
gel, insbesondere Greifvogel, und Fledermause zu vermeiden. Mit der Anlage ei-
ner Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehdlzaufwuchs,
wird dieser Anspruch erfullt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die
guten Jagdbedingungen fur Greifvogel verhindert und zum anderen wird vermie-
den, dass aufwachsende Geholze als Jagdhabitat fur Fledermause fungieren. Bei
der Festlegung des Mahdzeitraumes zwischen dem 1. September und 28./29. Fe-
bruar ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an abgeernteten
landwirtschaftlichen Flachen in der Umgebung der WKA bereits derart hoch ist,
dass durch die Mahd des MastfulRbereiches keine besondere Attraktionswirkung
fur Greifvogelarten hervorgerufen wird.

Auflage 2.5.11

Die Mdglichkeit, die naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen im Rahmen der
Genehmigung einer Windkraftanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei
Gewabhrleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss uber die Einhaltung der je-
weiligen Nebenbestimmung gibt. Um Kontrollen durchfuhren zu kdnnen, missen
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3.3

die Daten fur die kontrollierende sachkundige Person verstandlich und Gbersicht-
lich aufbereitet sein. Fur die Kontrolle wird eine Prufsoftware genutzt, die eine be-
stimmte Form der Datenbereitstellung benotigt. Abschaltalgorithmen, die auf Pro-
Bat basieren, werden zukunftig mit dem ProBat-Inspector Uberpruft. Der Zeitraum
fur die Datenvorhaltung begriindet sich aus den Verjahrungsfristen fir Ordnungs-
widrigkeits- und Straftatbestande. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu
verandern, da dadurch Fehler entstehen konnen.

Arbeitsschutz:

Durch die Auflagen 2.7.1 bis 2.7.5 ist sichergestellt, dass Belange des Arbeits-
schutzes der Errichtung und dem Betrieb der Windkraftanlage nicht entgegenste-
hen.

A lll - Nebenbestimmungen
Auflagen 2.7.1

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die zustandige Arbeitsschutzbe-
horde die zur Durchfihrung inrer Uberwachungsaufgabe erforderliche Auskiinfte
verlangen. Zu den Aufgaben gehoren unter anderem Besichtigungen von Baustel-
len, da hier insbesondere die Vorgaben der Baustellenverordnung einzuhalten
sind. In diesem Zusammenhang mussen ausreichend Details zu dem Bauvorha-
ben rechtzeitig zur Verflgung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben Gberwa-
chen zu kdnnen.

Auflage 2.7.2

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die zustandige Arbeitsschutzbe-
hérde die zur Durchfiihrung ihrer Uberwachungsaufgabe erforderlichen Auskiinfte
verlangen. Zu den Aufgaben gehdéren unter anderem anlassbezogene Tatigkeiten
wahrend des Betriebs der genehmigten Windkraftanlage beispielsweise im Falle
einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang mussen ausrei-
chend Details zu der Windkraftanlage zur Verfugung stehen, um die Einhaltung
der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Ar-
beitsstattenverordnung, Betriebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung)
uberwachen zu konnen.

Auflage 2.7.3

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die zustandige Arbeitsschutzbe-
hérde die zur Durchfihrung ihrer Uberwachungsaufgabe erforderlichen Auskiinfte
verlangen. Zu den Aufgaben gehoéren unter anderem anlassbezogene Tatigkeiten
wahrend des Betriebs der genehmigten Windkraftanlage beispielsweise im Falle
einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang missen ausrei-
chend Details zu der Windkraftanlage zur Verfugung stehen, um die Einhaltung
der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Ar-
beitsstattenverordnung, Betriebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung)
uberwachen zu kdnnen.
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3.4

3.5

3.6

Auflage 2.7.4

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die zustandige Arbeitsschutzbe-
hérde die zur Durchfiihrung inrer Uberwachungsaufgabe erforderliche Auskiinfte
verlangen. Zu den Aufgaben gehoéren unter anderem anlassbezogene Tatigkeiten
wahrend des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage sowie die Besichtigun-
gen von Baustellen. In diesem Zusammenhang mussen ausreichend Details zu
dem Vorhaben rechtzeitig zur Verfugung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben
uberwachen zu koénnen.

Auflage 2.7.5

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann die zustandige Arbeitsschutzbe-
horde die zur Durchfihrung inrer Uberwachungsaufgabe erforderliche Auskiinfte
verlangen. Zu den Aufgaben gehoéren unter anderem Besichtigungen von Baustel-
len, da hier insbesondere die Vorgaben der Baustellenverordnung einzuhalten
sind. In diesem Zusammenhang mussen ausreichend Details zu dem Bauvorha-
ben rechtzeitig zur Verflgung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben Gberwa-
chen zu kdnnen.

Luftverkehr - zivil

Die Hohe von 100 Meter Uber Grund wird Uberschritten. Deshalb war fur das Bau-
vorhaben die luftrechtliche Zustimmung gemaf § 14 Absatz 1 LuftvVG erforderlich.
Die luftrechtliche Zustimmung konnte nur mit Auflagen zur Tages- und Nachtkenn-
zeichnung erteilt werden.

DarlUber hinaus wurde dem Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung (BNK) des Feuer W, rot gemal der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zugestimmt.

Luftverkehr - militarisch
A lll - Nebenbestimmungen

Die Mitteilung der Angaben gemaf Auflage 2.10.1 dient der Erfassung der Wind-
kraftanlage als Luftfahrthindernis fir den Bereich der tibergeordneten, allgemeinen
zivilen wie militarischen Luftsicherheit auch durch die Deutsche Flugsicherung
(DFS).

Eingeschlossene Entscheidungen:

In dieser Genehmigung sind gemalf} § 13 BImSchG folgende behordliche Ent-
scheidungen eingeschlossen:

* Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO),

» Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG) zum Ausgleich der Versiegelung des Grundstlicks im Aulienbe-
reich,

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 56 von 62



«  Zustimmung nach §§ 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) wegen Uberschreitung
der zulassigen Hohe

« Zustimmung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung
(BNK) gemalR der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu Kennzeichnung von
Luftfahrthindernissen (AVV vom 15. Dezember 2023 BAnz AT B4).

Ergebnis

Die Prifung hat ergeben, dass der Standort zulassig und geeignet ist und keine
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Die Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbehor-
de erfolgte anhand der einschlagigen Bestimmungen des BImSchG. AuRerdem
wurden gegebenenfalls die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ord-
nungsgemale Abfallbeseitigung gepruift.

Unter Berucksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Festsetzungen
und Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass die Pflichten fur Betreiber geneh-
migungsbedurftiger Anlagen gemaf § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des

§ 7 BImSchG und der daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfullt werden. Es
liegen keinerlei Erkenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein ho-
heres Schutzniveau insgesamt erreichbar ware.

Andere o6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage — auch aus der Sicht der beteiligten
Fachbehdrden — nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A 1ll gemaR § 18 Absatz 1 BImSchG
festgesetzte Frist ist sichergestellt, dass mit der Errichtung sowie der Inbetriebnah-
me der Anlage nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsachli-
chen Verhaltnisse, die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geandert ha-
ben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfiillt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

Rechtsgrundiagen

Insbesondere:

» Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Gerausche, Erschutterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz — BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Mai 2013 (BGBI. 2013 1 S. 1274; 2021 | S. 123), zuletzt geandert durch Artikel
3 des Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nummer 183);

*  Vierte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen — 4. BImSchV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. 2017 | S. 1440), zuletzt
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geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024
| S. 355);

*  Neunte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. 1992 | S. 1001), zuletzt gean-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nummer
225);

« Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm) vom 26. Au-
gust 1998 (GMBI. Nummer 26/1998, S. 503), zuletzt geéndert durch Ande-
rungsverwaltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

+ Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerauschim-
missionen (AVV Baularm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger
Nummer 160);

« Landesverordnung Uber die zustandigen Behdrden nach immissionsschutz-
rechtlichen sowie sonstigen technischen und medienltbergreifenden Vorschrif-
ten des Umweltschutzes (Immissionsschutzzustandigkeitsverordnung —
ImSchVZustVO), verkiindet als Artikel 1 der Landesverordnung vom 6. Novem-
ber 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025, Nummer 146);

*  Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Gesetz — UVPG), in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. 2021 | S. 540), zu-
letzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI.
2025 | Nummer 348);

« Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBI. 2017 | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nummer 348);

* Landesbauordnung fir das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. Schl.-H. 2024, S. 504), zuletzt
geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBI.
Schl.-H. S. 875, 928);

*  Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstticke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBI. 2017 | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nummer 176);

*  Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz — DSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBI. Schl.-H.
2015, S. 2), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September
2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 508);

*  Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
traglichen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KriWG)
vom 24. Februar 2012 (BGBI. 2012 | S. 212), zuletzt geandert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nummer 56);

« Abfallwirtschaftsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirt-
schaftsgesetz — LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBI. Schl.-
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H. S. 26), zuletzt geandert durch Artikel 3 Nummer 1 des Gesetzes vom 6. De-
zember 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

» Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI.
2009 | S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz
2026 (BGBI. 2026 | Nummer 87);

* Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz — LNatSchG) vom
24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734);

* Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zu-
letzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 |
Nummer 84);

« Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. Novem-
ber 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 875);

* Verordnung uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
(AwSV) vom 18. April 2017 (BGBI. 2017 | S. 905), zuletzt geandert durch Arti-
kel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. 2020 | S. 1328);

» Gesetz Uber die Durchfihrung von Malinahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. 1996 |
S. 1246), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember
2025 (BGBI. 2025 | S. 369);

« Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung — ArbStattV) vom
12. August 2004 (BGBI. 2004 |1 S. 2179), zuletzt geandert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 1 S. 109);

* Verordnung Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von
Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV) vom 3. Februar
2015 (BGBI. 2015 1 S. 49), zuletzt geandert durch Artikel 27 des Gesetzes vom
18. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nummer 347);

* Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung —
GefStoffV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010
(BGBI. 2010 | S. 1643, 1644), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 17. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nummer 337);

» Strallen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631,
ber. 2004, S. 140), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. De-
zember 2025 (GVOBI. Schl.-H. S. 168);

» Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG) vom 17. Marz 1998
(BGBI. | S. 502), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Febru-
ar 2021 (BGBI. 2021 1 S. 306);
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« Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021
(BGBI. 2021 1 S. 2598, 2716);

» Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. 2003 | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | S. 236);

* Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.
Marz 1991 (BGBI. | S. 686), zuletzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
20. Mai 2026 (BGBI. 2026 | Nummer 152).

* Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur Festle-
gung eines Rahmens flr einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuer-
barer Energien (EU-NotfallVO) vom 29. Dezember 2022 (ABI. L 335, S. 36 —
44), zuletzt geandert am 10. Januar 2024 (ABI. L 223, S. 1 —9);

» Gesetz zur Festlegung von Flachenbedarfen fur Windenergieanlagen an Land
(Windenergieflachenbedarfsgesetz — WindBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20.07.2022 (BGBI. | S. 1353), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 | Nummer 189);

» Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar
1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geandert durch Artikel 64 der Landesver-
ordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Sch.-H. S. 514);

* Landesverordnung Uber Verwaltungsgebuhren (Verwaltungsgebuhrenverord-
nung — VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 476), zu-
letzt geandert durch Landesverordnung vom 3. Juni 2026 (GVOBI. Schl.-H.
2026/59).

D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt fir Umwelt
Dezernat 20
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begrinden.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben
gemal § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwWGO) kann gemal} § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begrindet werden.
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Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hols-
teinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden und Dienstsiegel>

Anlagen:

Antragsunterlagen (2 Ordner)

Merkblatt fur die Betreiberin

Formulare des LfU: Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
Formulare Kreis OH: Baubeginnanzeige, Baufertigstellungsmeldung

Kostenbescheid

Bescheid Az. G20/2023/116 Seite 61 von 62



E Anhang

Anhang zur Genehmigung: Abschaltauslosende Flachen

Tabelle: Abschaltauslésende Flachen WKA 1 (G20/2023/116)

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstuck
Riepsdorf Riepsdorf 4 9
Riepsdorf Gosdorf 4 40/1

Gromitz Riting 1 45/1
Gromitz Ruting 1 49/2
Groémitz Rating 1 49/3

Karte: Abschaltauslésende Flachen WKA 1 (G20/2023/116)
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	2.2.11 Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer, Abschalt- und Beschattungszeiträumen müssen von der Steuereinheit über 12 Monate dokumentiert werden. Die Protokolle müssen der zuständigen Immissionsschutzbehörde nach Anforderung zur Verfügung gestellt werden.
	2.2.12 Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmäßig im Rahmen der Servicearbeiten an der Windkraftanlage auf Verschmutzung und Beschädigung zu kontrollieren. Verschmutzungen und Beschädigungen sind unverzüglich zu beheben.
	2.2.13 Innerhalb eines Monats nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Genehmigungsbehörde die Installation und die Inbetriebnahme einer Schattenabschaltungsautomatik schriftlich zu bestätigen.
	2.2.14 Auf Anforderung der zuständigen Immissionsschutzbehörde ist ein Nachweis durch einen Sachverständigen zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert und funktionsfähig ist und dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehalten werden. Der Untersuchungsumfang ist in Absprache mit der zuständigen Immissionsschutzbehörde abzustimmen. Die Kosten hierfür trägt die Betreiberin.
	2.2.15 Lichtblitzen ist unter anderem durch Verwendung von mittelreflektierenden Farben und Glanzgraden gemäß DIN 67530/ISO 2813-1978 für alle sichtbaren Windkraftanlagenteile wie zum Beispiel Rotor, Rotorblätter, Nabe, Gondelgehäuse oder Turm vorzubeugen. Beispielsweise würde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der Glanzzahl kleiner 30 % (gemäß ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.
	2.2.16 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten dürfen nur an Werktagen zwischen 7:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

	2.3 Abfallrecht
	2.3.1 Alle anfallenden Abfälle, auch diejenigen, welche während und nach den Baumaßnahmen anfallen, sind gemäß den abfallrechtlichen Maßgaben und unter Berücksichtigung der Satzung des ZVO über die Entsorgung von Abfällen im Kreis Ostholstein einer fachgerechten Entsorgung zuzuführen. Bei der Verwendung von Ersatzbaustoffen ist die Ersatzbaustoffverordnung anzuwenden. Die erforderlichen Nachweise sind auf Verlangen vorzulegen
	2.3.2 Spätestens mit der Mitteilung über die beabsichtigte Betriebseinstellung gemäß § 15 Absatz 3 BImSchG ist der Genehmigungsbehörde der Verbleib der hierbei anfallenden Abfälle inklusive der Mengen und Abfallschlüssel entsprechend der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung) sowie gegebenenfalls der Verbleib der Anlage oder von Anlagenkomponenten mitzuteilen.

	2.4 Baurecht
	2.4.1 Vor Baubeginn ist der verantwortliche Bauleiter (mit Name, Anschrift und Berufsbezeichnung einschließlich Unterschrift) in Textform (z. B. Per E-Mail) bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Kreises Ostholstein zu benennen (Baubeginnmitteilung gemäß § 53 Absatz1 Satz 5 LBO).
	2.4.2 Die Fertigstellung ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Kreises Ostholstein schriftlich anzuzeigen (§ 82 Absatz 1 Satz 1 LBO).
	2.4.3 Die beabsichtigte Nutzungsaufnahme ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Kreises Ostholstein mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Mit der Anzeige sind die Bescheinigungen und Bestätigungen nach § 82 Absatz 2 Satz 2 LBO vorzulegen.
	2.4.4 Eisabwurf und Eisfall
	2.4.4.1 Die WKA ist mindestens mit dem internen Nordex-Eiserkennungssystem auszustatten.
	2.4.4.2 Bei möglichem Eisansatz und einer damit verbundenen Gefahr des Eisabwurfes bzw. des Eisfalls sind die in den eingereichten Antragsunterlagen geschilderten technischen Maßnahmen vollständig umzusetzen.
	2.4.4.3 Es sind Warnschilder zum möglichen Eisabwurf der Windkraftanlage an allen Zufahrten zur Anlage gut sichtbar oder an sämtlichen Einfahrten zum Windpark anzubringen, sofern die Windparkwege allgemein zugänglich sind. Die Warnschilder sollen auf Lebensgefahr durch Eisabwurf hinweisen und mit ausreichendem Abstand zur WKA (ca. 400 Meter) aufgestellt werden.

	2.4.5 Brandschutz
	2.4.5.1 Die Vorgaben des vorgelegten generischen Brandschutzkonzeptes „Grundlagen zum Brandschutz Produktreihe Delta4000, Dok.: E0003944543 für die Errichtung des Typs Nordex N149/5.X mit einer Nabenhöhe von 104,7 Metern, einem Rotordurchmesser von 149,1 Metern, einer Gesamthöhe von 179,2 Metern und einer Nennleistung von 5,7 MW vom 22.04.2024“ sind einzuhalten.
	2.4.5.2 Die Gemeindewehrführung ist über die Löschmodalitäten für die geplanten Anlagen sowie über die Zufahrtssituation vor Inbetriebnahme zu unterrichten, ebenso ist der örtlichen Feuerwehr Gelegenheit zu geben, sich mit den geplanten Anlage vor Ort regelmäßig vertraut zu machen (§ 51 LBO).


	2.5 Naturschutz
	2.5.1 Die im landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) vom 9. Februar 2023, ergänzt am 18. November 2024, beschriebenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind bei der Umsetzung des Bauvorhabens verbindlich umzusetzen, sofern in diesem Bescheid keine davon abweichenden Aussagen getroffen werden.
	2.5.2 Meldung der Zahlung in das Artenhilfsprogramm für den Baumfalken
	Die jährliche Zahlung in das Artenhilfsprogramm des Bundes ist der Oberen Naturschutzbehörde sowie der Genehmigungsbehörde unter Nennung des folgenden Verwendungszwecks: „AZ: G20/2023/116 – Zahlung AHP Baumfalke“ spätestens zwei Wochen nach Zahlungsausgang anhand eines Kontoauszuges schriftlich nachzuweisen.  
	2.5.3 Bauausschlusszeit für Brutvögel
	2.5.4 Abweichungsmöglichkeit von der Bauausschlusszeit:
	2.5.5 Abschaltung zu Schutz lokaler und migrierender Fledermäuse
	2.5.6 Höhenmonitoring
	2.5.7 Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen
	2.5.8 Sicherung der Maßnahme durch Vertragsvorlage
	2.5.9 Einhaltung des Vertrages
	2.5.10 Mastfußbrache
	2.5.11 Dokumentation – Kontrolle der Abschaltvorgaben
	2.5.12 Die für das hier genehmigte Vorhaben - Neubau einer WKA und Abbau von drei Bestands-WKA erforderlichen Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die entsprechenden Kompensationsmaßnahmen wurden im Rahmen des B-Planes Nummer 5 - 2. Änderung der Gemeinde Riepsdorf bilanziert und festgesetzt. Grundlage ist der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) vom 9. Februar 2023, ergänzt am 18. November 2024. Die im LBP beschriebenen und im B-Plan festgesetzten Kompensationsmaßnahmen für die Eingriffe in Natur und Landschaft sind vollständig umzusetzen.
	2.5.13 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) des Kreises Ostholstein (Anschrift: Kreis Ostholstein, Fachdienst Natur und Umwelt, Fachgebiet Natur und Boden, Postfach 433, 23694 Eutin, E-Mail: naturschutz@kreis-oh.de spätestens eine Woche vor Baubeginn anzuzeigen.
	2.5.14 Die grundbuchliche Sicherung der Ausgleichsflächen ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn bei der UNB des Kreises Ostholstein nachzuweisen.

	2.6 Bodenschutz
	2.6.1 Der Baubeginn ist bei der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Ostholstein anzuzeigen.
	2.6.2 Vor Verfüllung der Fundamentgruben (Rückbau der WKA) ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Ostholstein (Frau Sieg) zu informieren.

	2.7 Arbeitsschutz
	2.7.1 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (zum Beispiel Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.7.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.7.3 Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen:
	2.7.4 Jeder Tausch von Großkomponenten ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen:
	2.7.5 Der Rückbau der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:

	2.8 Luftverkehr – zivil - LBV
	2.8.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (AVV Hinderniskennzeichnung – BAnz AT 28. Dezember 2023 B4) zu erfolgen.
	2.8.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Überschreiten von 100 Meter über Grund sicher zu stellen.
	2.8.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.
	2.8.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen beziehungsweise Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.
	2.8.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windkraftanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1500 Meter betragen darf.
	2.8.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten (siehe Auflage 2.9.18) sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde (Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Az. 15007-623-760/2019-21241/2025) als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH, Az. SH-829-a) unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.
	2.8.7 Anträge für Kräne für die Errichtung der Windkraftanlage brauchen nicht vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) gilt hiermit als erteilt. Auflage 2.8.2 gilt entsprechend.
	2.8.8 Vor Inbetriebnahme der BNK ist die geplante Installation der Luftfahrtbehörde anzuzeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4) folgende Unterlagen vorzulegen:
	2.8.9 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.

	2.9 Luftverkehr – zivil - DFS
	2.9.1 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.
	2.9.2 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch drei Farbfelder von je sechs Meter Länge [a) außen beginnend mit sechs Meter Orange – sechs Meter Weiß – sechs Meter Orange oder b) außen beginnend mit sechs Meter Rot – sechs Meter Weiß oder Grau – sechs Meter Rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne Verkehrsweiß (RAL 9016), Grauweiß (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Achatgrau (RAL 7038), Verkehrsorange (RAL 2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.
	2.9.3 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.
	2.9.4 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in Orange/Rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.
	2.9.5 Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Höhe von bis zu 315 Meter über Grund oder Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.
	2.9.6 Es ist (zum Beispiel durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.
	2.9.7 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9.
	2.9.8 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden.
	2.9.9 Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 Metersekunde zu starten.
	2.9.10 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung beziehungsweise Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.
	2.9.11 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten.
	2.9.12 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (zum Beispiel LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.
	2.9.13 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zuständige Genehmigungsbehörde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.
	2.9.14 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.
	2.9.15 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.
	2.9.16 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 Meter über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen.
	2.9.17 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Meter über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.
	2.9.18 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss (siehe Auflage 2.8.6), sind
	2.9.19 Der DFS ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist.

	2.10 Luftverkehr - militärisch
	2.10.1 Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn unter Angabe des Zeichens I-1835-25-BIA alle endgültigen Daten wie

	2.11 Versorgungseinrichtungen - Schleswig-Holstein Netz AG
	2.11.1 Die im angrenzenden Bereich befindlichen Versorgungsanlagen der Schleswig-Holstein Netz AG müssen berücksichtigt werden. Um Schäden an diesen Anlagen auszuschließen, ist bei der Durchführung der beabsichtigten Arbeiten das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" zu beachten.
	2.11.2 Bei der Bauausführung sind durch die ausführende Firma aktuelle Planauszüge rechtzeitig vor Baubeginn bei der Leitungsauskunft der Schleswig-Holstein Netz AG anzufordern.



	IV Hinweise
	1. Allgemeines
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.
	1.2 Ein Wechsel der Anlagenbetreiberin sowie gegebenenfalls eine Änderung an der Rechtsform der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.
	1.3 Die Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist erfolgt, sobald erstmalig elektrische Energie in ein Stromnetz abgeführt wurde.
	1.4 Änderungen der Lage, Beschaffenheit oder des Betriebes, die sich auf irgendeine Weise auf die Umwelt auswirken können, durch die jedoch keine nachteiligen Umweltauswirkungen hervorgerufen werden, müssen beim Landesamt für Umwelt nach § 15 BImSchG angezeigt werden. Die geplante Änderung ist mindestens einen Monat, bevor mit der Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen. Das Landesamt prüft dann, ob die Änderung einer Genehmigung bedarf, das heißt ob die Änderung wesentlich ist.
	1.5 Soweit erforderlich, können gemäß § 17 Absatz 1 BImSchG auch nach Erteilung dieses Bescheides nachträgliche Anordnungen zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage getroffen werden.
	1.6 Die Genehmigung erlischt gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG, wenn die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist und vor Ablauf keine Verlängerung dieser Frist beantragt wurde.

	2. Baurecht
	2.1 Vor Baubeginn sind nach § 10 Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) bautechnische Nachweise zur Standsicherheit bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde einzureichen, die nach § 66 Absatz 3 LBO von einer Prüfingenieurin oder einem Prüfingenieur für die bautechnischen Nachweise zur Standsicherheit geprüft werden müssen. Dabei ist zu beachten, dass diese bautechnischen Nachweise bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingereicht werden müssen, diese den Prüfauftrag erteilen muss und der Baubeginn erst zehn Tage nach Rückerhalt der geprüften bautechnischen Nachweise zur Standsicherheit ohne Bedenken der Prüfingenieurin oder des Prüfingenieurs bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde erfolgen darf.
	2.2 Mit der Anzeige der Aufnahme der Nutzung sind die Bescheinigungen und Bestätigungen nach § 82 Absatz 2 Satz 2 LBO vorzulegen.
	2.3 Die zur Erfüllung der Anforderungen der Landesbauordnung oder aufgrund der Landesbauordnung erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den von der Entwurfsverfasserin oder vom Entwurfsverfasser festgelegten Eigenschaften von verwendeten Bauprodukten und den angewandten Bauarten sind bereitzuhalten. Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach der EU-Bauproduktenverordnung (Verordnung (EU) Nummer 305/2011) tragen, ist die Leistungserklärung bereitzuhalten (§ 53 Absatz 1 Satz 3 und 4 LBO).
	2.4 Abweichungen von den genehmigten Bauvorlagen sind vor Beginn der Arbeiten bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde zu beantragen. Mit dem Bau kann erst dann begonnen werden, wenn die Abweichungen genehmigt worden sind und die sonstigen Voraussetzungen für den Baubeginn (s. o.) vorliegen. Ein durch Umplanung oder Änderung bedingtes Verlassen der bescheinigten Maßgaben des Kriterienkataloges der Anlage 2 zur Bauvorlagenverordnung ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen.
	2.5 Die Prüfintervalle für die wiederkehrenden Prüfungen ergeben sich aus den gutachterlichen Stellungnahmen zur Maschine. Sie betragen höchstens zwei Jahre, dürfen jedoch auf vier Jahre verlängert werden, wenn durch von der Herstellerfirma autorisierte Sachkundige eine laufende (mindestens jährliche) Überwachung und Wartung der Windenergieanlage durchgeführt wird.

	3. Naturschutz
	3.1 Für die Eingriffe durch weitere Erschließungsmaßnahmen außerhalb des Gebietes des B-Plans Nummer 5 - 2. Änderung der Gemeinde Riepsdorf (zum Beispiel Zuwegung, Leitungsverlegungen zum nächstgelegenen Umspannwerk, Bodenbewegungen und so weiter) ist eine gesonderte Genehmigung bei der UNB zu beantragen. Die erforderlichen Kompensationen sind durch einen gesonderten LBP zu ermitteln und mit dem Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung einzureichen.
	3.2 Gewässerquerungen/Grabenverrohrungen bedürfen einer eigenständigen Genehmigung und sind separat bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen.
	3.3 Geplante Eingriffe in Knicks und andere Gehölze sind separat bei der UNB zu beantragen.
	3.4 Vor Baubeginn ist zu prüfen, ob für die Anlieferung der Rotoren und Mastkomponenten von der Autobahn bis zum Aufstellort der Einzelanlagen gegebenenfalls zusätzliche Knickabschnitte auf den Stock gesetzt oder Bäume gefällt werden müssen.
	3.5 Für die Baufeldräumung von Gehölzbeständen sind die Fristen des § 39 BNatSchG zu beachten (Gehölzbeseitigung sind nur zwischen dem 1. Oktober und letztem Tag im Februar des folgenden Jahres zulässig).

	4. Bodenschutz
	4.1 Der Bodenabtrag hat nur im möglichst trockenen Zustand zu erfolgen. Das Gleiche gilt für das Aufsetzen der Bodenmieten und für das Wiederauftragen der Böden. Orientierung zur Bodenfeuchte bietet die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“.
	4.2 Zur Herstellung der Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze, Kranstellfläche und Ähnlichem) ist nur unbelastetes Material zu verwenden. Sofern für die Baustraßen und -wege Recyclingmaterial verwendet wird, sind die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung zu beachten.
	4.3 Baustraßen und Lagerplätze sind ausreichend zu dimensionieren. Die Befahrung von Flächen außerhalb der hergerichteten Baustraßen und Lagerplätze ist zu vermeiden.
	4.4 Beim Befahren von Böden ist der zulässige Kontaktflächendruck gemäß DIN 19639 zu beachten.
	4.5 Das Befahren von Oberbodenmieten, sowie Lagern von Materialien, Fahrzeug- und Anlagenteilen und ähnlichem auf den Oberbodenmieten ist zu unterlassen.
	4.6 Beim Ab- und Auftrag von Boden ist auf eine saubere Trennung von Ober- und Unterboden und Ersatzbaustoffen zu achten, um das Material umweltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können.
	4.7 Wird Boden zwischengelagert, sind die Vorgaben der DIN 19731, Punkt 7.2 zu beachten (getrennter Ausbau und Lagerung, Beachtung des Feuchtezustands und der Konsistenz, Schutz vor Verdichtung und Vernässung, Lagerung auf Mieten und so weiter).
	4.8 Schädliche Stoffeinträge in das Erdreich sind zum Schutz des Grundwassers und des Bodens zu vermeiden.
	4.9 Der Verlust von Bodenmaterial durch unsachgemäße Vermischung wird bilanziert und muss in Anlehnung an das Naturschutzrecht ausgeglichen werden.
	4.10 Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage vollständig zurückzubauen und die Fläche zu entsiegeln. (§ 35 Absatz 5 BauGB).
	4.11 Zur Verfüllung der ehemaligen Fundamentgrube dürfen in der durchwurzelbaren Bodenschicht nur Materialien verwendet werden, welche die Vorsorgewerte der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) Anlage 1, Tabellen 1 und 2 einhalten (bei landwirtschaftlicher Folgenutzung 70% der Vorsorgewerte) und frei von Störstoffen (wie z.B. Holz, Glas, Kunststoffe, Metallteile und anderes) und Fremdstoffen (wie z.B. Beton, Ziegel, Keramik) sind. Unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht gelten hier die Vorsorgewerte der BbodSchV Anlage 1 Tabellen 4. Es sind nur standortgerechte Materialien zu verwenden und standortgerechte Schichten wiederherzustellen. Dabei ist das Setzungsverhalten der verwendeten Substrate zu beachten. Ziel ist die Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen im Sinne des Bodenschutzgesetzes.
	4.12 Zuwegungen und Kabeltrassen sind beim Rückbau vollständig zurückzubauen. Baustoffe, -abfälle, sonstige Verunreinigungen und auf/ in den Boden eingebrachte, standortfremde Materialien sind vollständig zu entfernen. Auf allen zurückgebauten Flächen sind Verdichtungen im Untergrund zu lockern, sobald dies die aktuelle Bodenfeuchte zulässt.
	4.13 Bei der Wiederherstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen sind die §§ 6-7 der Bundes-Bodenschutzverordnung zu beachten. Es ist eine Zwischenbewirtschaftung mit einer Zwischenbegrünung vorzusehen, deren Ansaatmischung verschiedene tiefwurzelnde Arten enthält. Bei einer Folgenutzung als Ackerland ist für eine schnelle Begrünung zu sorgen. Der Einsatz von Zwischenfrüchten oder Untersaaten ist zu empfehlen.
	4.14 Der Betreiber hat sicher zu stellen, dass bei der Verwendung von Per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (sog. PFAS) dieser Stoff sowohl im Normalbetrieb als auch bei Havarien z.B. Brand in der Gondel nicht in die Umwelt gelangen kann. Ein entsprechendes Vorsorgekonzept ist vom Betreiber beizubringen und der Genehmigung beizufügen.
	4.15 Eine Verwertung von überschüssigem Boden außerhalb des Vorhabengebietes in Form einer Verfüllung oder Aufschüttung bedarf in der Regel einer naturschutzrechtlichen Genehmigung sobald die Menge 30m³ oder 1000m² überschreitet.
	4.16 Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der Unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

	5. Gewässerschutz
	5.1 Sollte eine Wasserhaltung mit temporärer Grundwasserabsenkung bzw. Ableitung von Baugrubenwasser erforderlich sein, bedarf dies einer separaten wasserrechtlichen Erlaubnis. Die wasserrechtliche Erlaubnis für Grundwasserabsenkung und die notwendige Ableitung des geförderten Grundwassers oder Schichten- und Baugrubenwassers sind zwingend ein Monat vor Beginn der Baumaßnahmen bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen. Der Umfang der Antragsunterlagen ist vorab mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen.
	5.2 Falls Überwegungen über Gewässer notwendig sein sollten, so ist deren Ausführung im Zuge des notwendigen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens gemäß § 23 Landeswassergesetz- LWG - im Vorwege abzustimmen. Hier ist vorrangig die Durchgängigkeit des Gewässers zu gewährleisten.
	5.3 Erforderliche Gewässerkreuzungen mit Erdkabeln bedürfen nach § 23 LWG der wasserrechtlichen Genehmigung.
	5.4 Falls durch die Baumaßnahme Verbandsgewässer tangiert werden sollten, sind Abstände von mindestens sechs Meter beidseitig der Böschungsoberkante von Verbandsgewässern bzw. sechs Meter beidseitig der Rohrachse bei verrohrten Gewässern und Rohrleitungen lt. Satzung des Wasser und Bodenverbandes Cismar einzuhalten.
	5.5 Falls sich im Maßnahmenbereich Kleingewässer befinden, so darf dieses nicht durch die vorgesehenen Baumaßnahmen beeinträchtigt werden. Es sollte ein Abstand von fünf Metern von den Ufern vorgesehen werden.
	5.6 Weiterhin sind präventive Maßnahmen (z. B. Verwallung) während der Baumaßnahme vorzusehen, um Schadstoff- und Sedimenteintrag in die Gewässer (Kleingewässer sowie Fließgewässer) zu verhindern.

	6. Denkmalschutz
	6.1 Es wird auf § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) hingewiesen. Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der Oberen Denkmalschutzbehörde (Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Brockdorff-Rantzau-Str. 70, 24837 Schleswig) mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unveränderten Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

	7. Arbeitsschutz
	7.1 Die zukünftige Betreiberin ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes für die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten entsprechend den in der Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV – genannten allgemeinen Grundsätzen zu gewährleisten. Insbesondere hat sie dafür zu sorgen, dass die Anlage entsprechend den Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung einschließlich ihres Anhangs eingerichtet und betrieben wird, so dass von ihr keine Gefährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit von Beschäftigten ausgehen.
	7.2 Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung der Betreiberin/des Betreibers. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig von diesem Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten.
	7.3 Der/die Betreiber/in hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 BetrSichV durchzuführen und das Ergebnis zu dokumentieren.
	7.4 Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon während der Errichtung der WKA von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.
	7.5 Der Aufzug ist gemäß §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Folge wiederkehrend durch Sachverständige einer zugelassenen Überwachungsstelle (ZÜS) für überwachungsbedürftige Anlagen zu prüfen.
	Der Aufzug soll über eine Hol- bzw. Notholfunktion im Turmfuß verfügen.
	7.6 Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen nach Anhang I der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit von Personen auf Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung durch den Betreiber zu treffen (§ 4 BetrSichV).
	7.7 Der/die Betreiber/in hat sicherzustellen, dass er/sie vom Hersteller über Sicherheitsmeldungen (Safety Alerts) für seinen/ihren Anlagentyp und den darin verbauten Anlagenteilen wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf Grundlage der Safety Alerts müssen durch den/die Betreiber/in unverzüglich geeignete Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit eigener oder Beschäftigter anderer Unternehmen ergriffen werden.
	7.8 Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Arbeitsabläufen, ergonomischen Grundsätzen und den Vorgaben aus dem Rettungskonzept für eine unverzügliche technische und medizinische Rettung entsprechen. Hierbei ist zu beachten, dass die Beschäftigten und Einsatzkräfte zwischen den Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurücklegen dürfen/müssen. Anschlagpunkte sind gemäß DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prüfbescheinigungen sind auf der Anlage vorzuhalten.
	7.9 Der/die Betreiber/in hat gemäß § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschäftigte und andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich gerettet und ärztlich versorgt werden können.
	Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung muss der/die Betreiber/in ein Rettungskonzept für das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der DGUV Regel 112-199, der DGUV Information 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS 61400-30 sind zu berücksichtigen.
	Die vom Hersteller übersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des gewählten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, sollten aber für die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.
	7.10 Den Einsatzkräften der Feuerwehr, der nächstgelegenen Höhenrettungsgruppe und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:
	Die Einzelheiten sind mit den örtlich zuständigen Einsatzkräften rechtzeitig vor Errichtungsbeginn abzustimmen.
	7.11 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 Baustellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemäß § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.

	8. Straßenbau
	8.1 Die Zuwegung zur Windkraftanlage soll über die Landesstraße 231, in Abschnitt 010 bei Staton ca. 1.065, über eine bereits vorhandene Zufahrt, aus erfolgen. Die bestehende Zuwegung an der L231 und der direkt anschließende neue Radweg ist in ihrer Bausubstanz zu schützen (z.B. lastverteilende Stahlmatten). Dies gilt insbesondere im Zuge der Durchführung des Schwertransportes.
	8.2 Für die Durchführung von Großraum- und Schwertransporten bedarf es einem Antrag auf Sondergenehmigung nach § 29, Absatz 3 StVO. Dieser Antrag („VEMAGS“) ist frühzeitig beim Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr einzureichen. Eventuell ist auch ein Beweissicherungsverfahren sinnvoll und wird als Empfehlung angesehen, da es durch diese Maßnahme zu einer erheblichen Mehrbelastung an den klassifizierten öffentlichen Verkehrswegen kommt.

	9. Luftverkehr – zivil
	9.1 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der in Auflage 2.8.8 genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der in Auflage 2.8.8 genannten Unterlagen erfolgt.
	9.2 Bei Nichteinhaltung der Auflagen behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor.
	9.3 Es wird darauf hingewiesen, dass die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr darstellt und gemäß § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden kann.

	10. Luftverkehr - militärisch
	10.1 Da bauliche Hindernisse mit einer Bauhöhe von über 100 Meter über Grund gemäß § 14 LuftVG der luftfahrtrechtlichen Zustimmung bedürfen, wurden etwaige militärisch flugbetriebliche Einwände/Bedenken über das Beteiligungsverfahren der zivilen Luftfahrtbehörde berücksichtigt.
	10.2 Bei Änderung der Bauhöhe, des Bautyps oder der Standortkoordinaten ist das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr erneut zu beteiligen.

	11. Telekommunikation
	11.1 Es besteht keine Verpflichtung seitens der Telekom Windkraftanlagen an das öffentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschließen. Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf freiwilliger Basis und unter der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorhabenträger möglich. Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers mit der Deutschen Telekom Technik GmbH erforderlich.
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